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Ministerium für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
 

18. Steigende Schülerzahlen werden den Lehrkräftemangel 
weiter vergrößern - reicht die Reaktion des Ministeriums 
aus? 

 
Aktuell scheiden vergleichsweise wenige Lehrkräfte alters-
bedingt aus. Dies ändert sich aber bald. Steigende Schülerzahlen 
werden den Lehrkräftemangel weiter vergrößern. Das Land hat 
zwar Maßnahmen ergriffen, um den Stellenbedarf zu reduzieren, 
dennoch könnten mehr als 1.500 Stellen zusätzlich erforderlich 
sein. 
 
Bereits jetzt werden für die Grund- und Gemeinschaftsschulen 
insgesamt zu wenige Lehrkräfte ausgebildet. In einigen Fächern 
wie Mathematik und Physik kann der Bedarf auch an den Gym
nasien nicht gedeckt werden.  
 
Alarmierend ist, dass die Zahl der Studienanfänger zuletzt deut
lich zurückgegangen ist. Und zu wenige beenden ihr Studium 
erfolgreich. In Physik sind es in Kiel nur knapp mehr als 10 %. Es 
fehlt eine systematische Auswertung und Analyse der Gründe 
für den Schwund und den Verbleib der Studierenden. 
 
Schon die Spezialisierungsmöglichkeiten in den Schulen in Hin
blick auf die Mangelfächer verschlechtern sich zunehmend. Pro
filoberstufen in Physik oder Chemie sind an Gemeinschafts-
schulen kaum vorhanden, auch an den Gymnasien zeigt sich ein 
deutlicher Rückgang. 
 
Der vom Bildungsministerium aufgesetzte Handlungsplan Lehr
kräftegewinnung mit 49 Einzelmaßnahmen und die neu gegrün
dete „Allianz für Lehrkräftebildung“ sind Schritte zur Lösung des 
Problems. Es fehlt aber an einer datenbasierten Steuerung und 
auch an Durchschlagskraft einzelner Maßnahmen.  
 
Strukturelle Veränderungen, zum Beispiel bei der Lehrkräftebil
dung, sind bisher nicht vorgesehen. Es ist zu bezweifeln, dass 
insbesondere die Versorgung mit Gemeinschaftsschullehr-
kräften in Mangelfächern innerhalb der bestehenden Strukturen 
geleistet werden kann. 
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18.1 Ausgangslage 
 

18.1.1 Altersstruktur der Lehrkräfte und Ruhestand 
 
Blickt man gut 20 Jahre zurück, drohte die Lehrerschaft in Schleswig-
Holstein zu überaltern. 24,3 % der Lehrkräfte waren 55 Jahre alt oder 
älter.  
 
Im Schuljahr 2023/24 waren nur noch 20,6 % der Lehrkräfte 55 Jahre und 
älter gewesen, obwohl die Regelaltersgrenze sukzessive von 65 auf 
(zukünftig) 67 angehoben worden ist.  
 
Damit hat sich die Altersstruktur verjüngt. Sie zeigt jedoch auch, dass die 
Zahl der Altersabgänge in einigen Jahren wieder deutlich ansteigen wird.  
 
Zudem arbeiten immer weniger Lehrkräfte bis zur Altersgrenze. So ist 
allein von 2020 bis 2023 der Anteil der Lehrkräfte, die die gesetzliche 
Altersgrenze erreichen, von 25,9 % auf 16,5 % zurückgegangen. Dabei 
hat sich der Anteil der wegen Dienstunfähigkeit vorzeitig in den Ruhestand 
versetzten Beamten im gleichen Zeitraum von 12,3 % auf 24,7 % verdop
pelt. 
 
Im Geschäftsbereich des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur (Bildungsministerium) 
werden die Abgänge aufgrund des Erreichens der Altersgrenze von 317 in 
2024 voraussichtlich auf insgesamt 719 Abgänge in 2033 anwachsen.1 
Hierzu gehören vor allem Lehrkräfte. 
 
In Bezug auf die vorzeitigen Ruhestände muss aus der Sicht des Bil
dungsministeriums berücksichtigt werden, dass die Jahre 2020 bis 2023 
entscheidend durch die Corona-Pandemie geprägt gewesen sind. Dies 
könne einen großen Einfluss auf die so stark gestiegenen Werte haben. 
Trotzdem erfordere dieser Anstieg für die Zukunft eine genaue Beobach
tung des Verlaufs der Ruhestände aus Gründen der Dienstunfähigkeit. 
 

18.1.2 Schülerzahlen wachsen kontinuierlich an 
 
Die Zahl der Schüler ist in den letzten Jahren überwiegend rückläufig 
gewesen. Gegenüber dem letzten Höchststand von 330.593 im Schuljahr 
2004/05 ist sie auf 274.260 im Schuljahr 2020/21 zurückgegangen. Seit
dem ist sie wieder auf 283.676 im Schuljahr 2022/23 gestiegen.  
 

                                                      
1  Personalstruktur- und Personalmanagementbericht 2024 des Landes Schleswig-Holstein, 

LT-Drs. 20/2778 v. 10.12.2024. 
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Insgesamt wird die Zahl der Schüler an den allgemeinbildenden Schulen 
bis 2035/36 weiter um 26.000 steigen.1 Mit 313.141 prognostizierten Schü
lern läge sie aber noch deutlich unterhalb des Schülerhöchststands im 
Schuljahr 2004/05. 
 
Für den Zeitraum nach 2035/36 ist - bei moderater Zuwanderung und 
Geburtenentwicklung - ein leichter Rückgang der Schülerzahlen zu erwar
ten. Aller Voraussicht nach verbleiben die Schülerzahlen dabei aber über 
dem derzeitigen Niveau. 
 

18.1.3 Lehrkräftebedarf steigt deutlich an 
 
Die Entwicklung des Lehrkräftebedarfs wird maßgeblich durch die Verän
derung der Schülerzahlen bestimmt. Wegen der derzeit wieder 
ansteigenden Schülerzahlen hat das Bildungsministerium im Rahmen der 
Haushaltskonsolidierung Maßnahmen ergriffen, um den damit verbunde
nen Bedarfsanstieg abzumildern. Hierzu gehören eine Absenkung der 
Unterrichtsversorgung, Kürzungen in den Stundentafeln sowie eine wirt
schaftlichere Gruppenbildung in den Oberstufen. 
 
Dennoch würde der Lehrkräftebedarf an den allgemeinbildenden Schulen 
bis zum Schuljahr 2033/34 rechnerisch um mehr als 1.500 Stellen anstei
gen, wenn keine weiteren Maßnahmen zur Reduzierung des Stellen-
bedarfs getroffen werden: 
 

 
Abbildung 13: Entwicklung des Lehrkräftebedarfs bis 2035/36 
Quelle: Berechnungen LRH 

 

                                                      
1  LT-Drs. 20/2797, Tabelle 5.6. 
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Der Bedarf an Stellen steigt zunächst an den Grundschulen um bis zu 220 
Stellen bis zum Schuljahr 2026/27 an und geht in den Folgejahren wieder 
sukzessive zurück. 2035/36 sind es 35 Stellen weniger als zuletzt. 
 
Bei den Gymnasien wird der Stellenbedarf mit der Wiedereinrichtung eines 
13. Jahrgangs (Schulzeitverlängerung bis zum Abitur) im Schuljahr 
2026/27 sprunghaft um über 500 Stellen ansteigen.  
 
Zeitversetzt folgen die Gemeinschaftsschulen. Bei diesen wird der Stellen
bedarf nach Rückgängen aufgrund zurückgegangener Übergangsquoten 
von den Grundschulen sowie der Einsparmaßnahmen erst ab 2028/29 
wachsen und zwar um bis zu 390 im Schuljahr 2032/33. 
 
An den Förderzentren steigt der Bedarf um bis zu 80 Stellen. 
 

18.1.4 In den Mangelfächern potenzieren sich die Probleme 
 
Für die Grundschulen und Gemeinschaftsschulen werden in Schleswig-
Holstein insgesamt zu wenige Lehrkräfte ausgebildet, obwohl die Universi
täten über ausreichend Kapazitäten verfügen.  
 
Die größten Lücken bestehen derzeit und mittelfristig im Grundschullehr
amt in den Fächern Musik, Kunst, Katholische Religion und Mathematik.  
 
Im Gemeinschaftsschullehramt gibt es derzeit in den Fächern Englisch, 
Mathematik, Musik, Wirtschaft/Politik und Physik die größten Defizite. 
Hinzu kommt in den nächsten Jahren Kunst. 
 
Demgegenüber gibt es für die Gymnasien sowohl im Bestand wie auch in 
der Ausbildung in der überwiegenden Zahl der Fächer genügend Lehr-
kräfte. In den Fächern Kunst, Mathematik und Physik sowie künftig in 
Latein kann der Bedarf jedoch auch dort nicht gedeckt werden. 
 
In einigen Fächern wird andererseits auch ein deutliches Überangebot an 
Lehrkräften erwartet - insbesondere in der Schulart Gymnasium. Dies gilt 
dort vor allem für die Fächer Philosophie, Geschichte, Erdkunde und 
Deutsch. 
 

18.1.5 MINT-Profile in den Oberstufen: Physik und Chemie schrumpfen an 
Gymnasien, an Gemeinschaftsschulen sind sie kaum existent 
 
Für die Frage, ob es genügend potenzielle Bewerber für einen Lehramts
studienplatz gibt, ist auch maßgeblich, wie sich die Zahl der Schüler in der 
Oberstufe entwickelt und welche Fächer bzw. Profile gewählt werden. 
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Für die Schüler kann sich die Wahl des Profils als eine persönliche 
Weichenstellung erweisen. Durch die hiermit einhergehende Spezialisie
rung werden Berufsfindungsprozesse beeinflusst, dergestalt, dass die spä
tere Wahl möglicher Berufsfelder wahrscheinlicher wird bzw. erstrebens
werter erscheint.1 
 
Daher hat auch die Kultusministerkonferenz (KMK) zur Stärkung des 
Lehramtsstudiums in Mangelfächern u. a. empfohlen, Möglichkeiten der 
Vertiefung und Ergänzung in der gymnasialen Oberstufe zu sichern und 
ggf. auszuweiten, wie beispielsweise durch ein Angebot von MINT-
Fächern auf erhöhtem Anforderungsniveau.2  
 
An den 99 Gymnasien können im Naturwissenschaftlichen Profil neben 
Biologie häufiger auch Chemie und Physik als profilgebendes Fach belegt 
werden. Jedoch sind die Belegungsmöglichkeiten rückläufig:  
 

 
Abbildung 14: Anteil der Gymnasien mit Chemie, Physik oder Biologie als Profilfach (insge
samt bzw. durchgehend) 
* Zu beachten ist für das letzte Schuljahr die Einführung von G9 und der damit an fast allen 
Gymnasien verbundene Entfall des Einführungsjahrgangs der Oberstufe in diesem Jahr. 
Quelle: Statistikamt Nord, Berechnungen LRH 

 
Während 2020/21 noch an 13,1 % der Gymnasien Chemie durchgehend 
als Profilfach belegt werden konnte, ist es 2022/23 nur noch an 5,1 % der 
Schulen möglich gewesen. Im Fach Physik ist der Anteil von 39,4 % auf 
26,3 % zurückgegangen. 
 

                                                      
1  Höft, Bernholt, IPN Kiel (2018). Einflussfaktoren auf die Wahl von Chemie als profilge

bendes Fach. In: C. Maurer (Hrsg.), Qualitätsvoller Chemie- und Physikunterricht - 
normative und empirische Dimensionen. Gesellschaft für Didaktik der Chemie und  
Physik, Jahrestagung in Regensburg 2017 (S. 424), Universität Regensburg. 

2  Beschluss der KMK vom 09.12.2021. 
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An den 44 Gemeinschaftsschulen mit Oberstufe kann das Fach Chemie 
nur an einer niedrigen einstelligen Zahl an Schulen und das Fach Physik 
gar nicht als profilgebendes Fach belegt werden. 
 
Das Bildungsministerium führt die niedrige Zahl von Chemie- und Phy
sikprofilen in den Oberstufen der Gymnasien und Gemeinschaftsschulen 
darauf zurück, dass diese Profile häufig von zu wenigen Schülern gewählt 
würden. Die Schüler, die ein solches Profil gewählt hätten, müssten dann 
auf ihre Zweitwahl zurückgreifen. Die Einrichtung kleinerer Profilklassen 
erfordere zusätzliche Haushaltsmittel. 
 
Aus der Sicht des LRH ändert die nachvollziehbare Erläuterung nichts am 
unbefriedigendem Zustand. Daher sollten die bereits vorhandenen Struktu
ren und Initiativen zur MINT-Förderung überdacht und zielorientiert ange
passt werden. Neben dem Interesse muss auch das Zutrauen gestärkt 
werden, Chemie oder Physik als Profilfach zu wählen. Sonst entsteht ein 
sich selbst verstärkender Kreislauf nach unten. 
 

18.1.6 Hochschulausbildung: Sinkende Anfängerzahlen und geringe 
Erfolgsquoten in Mangelfächern 
 
Neben der Europa-Universität Flensburg (Universität Flensburg) und der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (Universität Kiel) bieten in geringem 
Umfang auch die Musikhochschule Lübeck (MusikHS Lübeck) und die 
Muthesius Kunsthochschule (Muthesius KunstHS) ein Studium zur Vorbe
reitung auf das Lehramt an. Zur Bewältigung des „doppelten Abiturienten
jahrgangs“ im Jahr 2016 als Folge der G8-Einführung sind die Studien-
kapazitäten deutlich ausgebaut worden.  
 
Hingegen ist zuletzt die Zahl derjenigen, die ein Studium (Bachelor Lehr
amt) begonnen haben, drastisch zurückgegangen: Haben vor der Corona-
Pandemie noch knapp über 1.000 Studierende ein Lehramtsstudium an 
der Universität Flensburg begonnen, waren es 2023 nur noch 700.  
 
Ähnlich ist die Entwicklung an der Universität Kiel. Dort ist die ent-
sprechende Zahl der Studierenden von über 1.200 auf 855 gesunken. 
 
Ein Problem ist unter anderem, dass Abiturienten aus dem südlichen Lan
desteil mit zunehmender Entfernung zum Wohnort nicht bereit sind, an 
einer der beiden lehramtsausbildenden Universitäten zu studieren. Dies 
betrifft vor allem die Universität Flensburg.1 Damit wird das Potenzial für 

                                                      
1  https://hochschuldaten.che.de/einzugsgebiete-deutscher-hochschulen-und-

hochschulwahl-nach-landkreisen/; aufgerufen am 03.02.2025. 
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einen ausreichenden Lehrkräftenachwuchs in Schleswig-Holstein insbe
sondere für die Gemeinschaftsschulen bei weitem nicht ausgeschöpft. 
 
Für das Bildungsministerium ist der Rückgang der Studienanfängerzah
len in den Kontext der allgemeinen und bundesweiten Entwicklungen ein
zuordnen. In der Zeit von 2017 bis 2021 hätten sich die Studienanfänger
zahlen insgesamt sehr positiv entwickelt, wofür auch Hochschulpakt-
bedingte Kapazitätserweiterungen ursächlich sein könnten. Die aktuelle, 
negative Entwicklung der Studienanfängerzahlen leite eine Trendumkehr 
ein. Bei der Bewertung dieser Entwicklung seien der demographisch be
dingte, allgemeine, bundesweit rückläufige Trend bei den Studienanfän
gerzahlen und noch nachwirkende Corona-Effekte zu beachten. Die posi-
tive Geburtenentwicklung ab 2012 werde bis ca. 2035 wieder zu ähnlich 
hohen Studienanfängerzahlen wie in den vergangenen Jahren führen. 
 
Umso mehr muss es aus der Sicht des LRH jetzt darum gehen, das vor
handene Potenzial auszuschöpfen, sodass mehr Abiturienten in Schles
wig-Holstein ein Lehramtsstudium beginnen.  
 
Es fangen aber nicht nur zu wenige ein Studium an, sondern es gehen 
auch im Studium zu viele potenzielle Lehrkräfte verloren. Dies gilt insbe
sondere für die Universität Kiel. Besonders niedrige Erfolgsquoten zeigen 
sich dort in den MINT-Fächern Mathematik, Physik und Informatik sowie 
auch in Latein und evangelischer Religion: 
 

Erfolgsquoten* an der Universität Kiel  
(Durchschnitt in den Mangelfächern bis Prüfungsjahr 2022 in %) 

 
Fach 

Abschluss 
Bachelor Master Gesamtes 

Studium 

Mathematik 20,3 91,5 18,5 
Informatik 9,2 87,0 8,0 
Chemie 38,8 90,4 35,1 
Physik 13,5 93,4 12,6 
Evangelische Religion 22,3 91,4 20,3 
Kunst 60,3 96,2 58,0 
Latein 21,9 83,6 18,3 

Tabelle 24: Erfolgsquoten an der Universität Kiel (Durchschnitt in den Mangelfächern bis 
Prüfungsjahr 2022 in %) 
* Zahl der Absolventen bezogen auf Studienanfängerkohorten 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen LRH 
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Besser sieht es an der Universität Flensburg aus. Aber auch hier gehen 
in den Mangelfächern zu viele Studierende verloren, insbesondere in 
Mathematik: 
 

Erfolgsquoten* an der Universität Flensburg  
(Durchschnitt in den Mangelfächern bis Prüfungsjahr 2022 in %) 

 
Fach 

Abschluss 
Bachelor Master Gesamtes 

Studium 

Mathematik 44,6 88,6 39,5 
Chemie 57,1 91,9 52,5 
Physik 57,7 91,8 52,9 
Englisch 62,2 85,3 53,3 
Kunst 76,1 75,0 57,1 
Musik 71,7 93,2 66,8 

Tabelle 25: Erfolgsquoten an der Universität Flensburg (Durchschnitt in den Mangelfächern 
bis Prüfungsjahr 2022 in %) 
* Zahl der Absolventen bezogen auf Studienanfängerkohorten 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen des LRH 

 
Den Hochschulen liegen zwar Hinweise und Informationen zu den Grün
den vor, insgesamt fehlt jedoch eine systematische Analyse der Gründe 
für den Schwund und den Verbleib der Studierenden. 
 
Der Studienerfolg ist zwar ein Kriterium für die Mittelverteilung an die 
Hochschulen, die nach dem Hochschulgesetz „auch“ nach Leistungen zu 
erfolgen hat, jedoch haben die Hochschulen in den Ziel- und Leistungs
vereinbarungen für die Periode 2020 bis 2024 mit dem Land vereinbart, 
dass die Erfolgsquoten ganz überwiegend sinken dürfen.  
 
Der Abwärtstrend ist von der Universität Flensburg u. a. mit dem Wegfall 
der Präsenzpflicht für die Studierenden begründet worden. 
 
Dem Bildungsministerium ist die Problematik des zu geringen Studiener
folgs bekannt. Es habe bereits erste Maßnahmen ergriffen. Aufgrund der 
kurzen Laufzeit der Maßnahmen könnten bisher nur vereinzelt erste Er
gebnisse und Auswirkungen dargelegt werden. So habe die Einrichtung 
eines Lernzentrums Mathematik an der Universität Kiel zu einem Anstieg 
von bestandenen Klausuren geführt. 
 
Der LRH erkennt die Bemühungen des Bildungsministeriums an, hat aber 
Zweifel, dass die aufgelegten Maßnahmen ausreichen werden, um die  
Erfolgsquoten nachhaltig zu erhöhen.  
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18.1.7 Wachsende Defizite bei der Deckung des Lehrkräftebedarfs 
 
Bleiben die Anfängerzahlen auf dem niedrigen Niveau und verbessern sich 
die Erfolgsquoten nicht, wird sich das Unterangebot an Lehrkräften beson
ders an den Grund- und Gemeinschaftsschulen weiter vergrößern.  
 
Betrachtet man nur die an der Universität Flensburg ausgebildeten 
Gemeinschaftsschullehrkräfte im Verhältnis zu den vom Bildungsministeri
um formulierten zukünftigen Lehrkräftebedarfen, ergibt sich ein kritisches 
Bild: 
 

Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Flensburg) 

Fach Mathe Chemie Physik Englisch Musik 
Deckungsgrad 24,1 28,6 13,8 45,1 4,9 

Tabelle 26: Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Flensburg) 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen LRH 

 
Diese Zahlen bedeuten, dass alle nicht bedienten Bedarfe durch Absol
venten aus anderen Bundesländern und/oder Gymnasiallehrkräfte gedeckt 
werden müssten. Dies erscheint in den Mangelfächern bei ebenfalls 
schwierigen Zahlen im Gymnasialbereich (s. u.) unrealistisch. Zudem wer
den hier keine Abgänge in andere Bundesländer unterstellt. Und auch 
schon bestehende Versorgungslücken an Schulen werden nicht geschlos
sen.  
 
Auch durch die Universität Kiel wird der Lehrkräftebedarf der Gymnasien 
in den Mangelfächern nur unzureichend gedeckt.  
 

Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Kiel) 

Fach Mathe Chemie Physik Kunst Religion 
Deckungsgrad 21,9 24,0 11,9 19,6 28,6 

Tabelle 27: Bedarfsdeckungsgrad in % (Universität Kiel) 
Quelle: Bildungsministerium, Berechnungen LRH 

 
Die Zahlen verdeutlichen, dass Strukturen, Inhalte und Standortfaktoren 
geprüft werden müssen, um den Deckungsgrad zu steigern.  
 

18.2 Reaktion des Bildungsministeriums: noch nicht ausreichend 
 
Ende 2020 hat das Bildungsministerium mit den Hochschulen im 
„Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken“1 sowie den hierzu 
geschlossenen individuellen Zielvereinbarungen erste Maßnahmen zur 

                                                      
1  https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/H/hochschulreform/zukunftsvertrag. 
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Lehrkräftegewinnung vereinbart. Hierbei ging es vor allem darum, die vor
handenen Studienplatzkapazitäten zu erhalten. Es sollten aber auch Maß
nahmen zur Studierendengewinnung und -begleitung initiiert werden. 
 
2022 hat das Bildungsministerium eine „Allianz für Lehrkräftebildung“ 
(Allianz) gegründet. Nach § 18a HSG1 soll die Allianz u. a. Vorschläge er
arbeiten für  
• die Weiterentwicklung der hochschulübergreifenden und phasenüber

greifenden Abstimmung der Angebote der Lehrkräftebildung, 
• hochschulübergreifende gemeinsame Lehrangebote und 
• die quantitative und qualitative Weiterentwicklung der Lehrkräftebil

dung. 
 
Im Bildungsministerium ist zudem eine Projektgruppe Lehrkräftegewin
nung eingerichtet worden.  
 
Von der Allianz vorgeschlagene, aber auch andere Maßnahmen, die in der 
Projektgruppe erörtert wurden, sind in einen „Handlungsplan Lehrkräfte
gewinnung“ (Handlungsplan) eingeflossen. Dieser wird fortlaufend aktuali
siert. 
 
Der Handlungsplan bezieht sich auf: 
• eine Vorphase, die „Berufliche Orientierung“, 
• die Phasen 1 bis 3 („Studium“, „Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst“ 

sowie „Lehrkräfte im Schuldienst“) und  
• die Phase „Strukturelle Änderungen“. 
 
Mit Stand vom 01.10.2024 umfasste der Handlungsplan insgesamt 
49 Maßnahmen. Davon entfallen die Mehrzahl auf das Studium sowie die 
Lehrkräfte im Schuldienst.  
 
Strukturelle Änderungen, z. B. bei der Lehrkräftebildung, sind nach dem 
Handlungsplan bisher nicht geplant.  
 
Positiv zu bewerten ist, dass durch die den jeweiligen Phasen zugeordne
ten Maßnahmen des Handlungsplans das Thema Lehrkräftemangel im 
Gesamtkontext betrachtet und bearbeitet werden kann. 
 
Bedauerlich ist jedoch, dass bezüglich der Auswahl und Priorisierung von 
Maßnahmen des Handlungsplans keine durchgehende Steuerung anhand 
vorab festgelegter Kriterien erfolgt ist. Zielführend wäre etwa gewesen, alle 

                                                      
1  Gesetz über die Hochschulen und das Universitätsklinikum Schleswig-Holstein (Hoch

schulgesetz - HSG) in der Fassung vom 05.02.2016, zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 03.02.2022, GVOBl. 2022, S. 102. 
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geplanten Maßnahmen des Handlungsplans einheitlich nach den Kriterien 
„Aufwand für die Umsetzung der Maßnahme“ und „Wirkung der Maß-
nahme im Hinblick auf die Minderung des Lehrkräftemangels“ (quantitativ 
und in zeitlicher Hinsicht) zu bewerten und ihre Umsetzung danach zu 
steuern.  
 
Die Maßnahmen unterscheiden sich in Umfang und Qualität. Die Band
breite bewegt sich zwischen der Einrichtung eines gesonderten Studien
pfads Grundschulmathematik an der Universität Flensburg (neues Studi
enprofil) und der Erstellung einer Handreichung für die Bewerbung für den 
Vorbereitungsdienst („Serviceleistung des Tagesgeschäfts“). Bei einzelnen 
Maßnahmen fehlt es an Durchschlagskraft. 
 
Nur für 17 der 49 Maßnahmen ist ein „Finanzbedarf“ von insgesamt 
9,1 Mio. € veranschlagt worden. Haushaltsrechtlich problematisch ist, dass 
bei mehr als der Hälfte der beschlossenen Maßnahmen Angaben zum Mit
telbedarf fehlen.  
 
Ab 2026 ist der zusätzliche Finanzbedarf für die Maßnahmen des Hand
lungsplans in dem neu zu schließenden Hochschulvertrag sowie den 
dazugehörigen Ziel- und Leistungsvereinbarungen festzulegen, soweit sie 
die Hochschulen betreffen. Für die bisher nicht finanziell unterlegten Maß
nahmen muss das Bildungsministerium darlegen, wie die Finanzierung 
aussehen soll. 
 
Das Bildungsministerium weist darauf hin, dass eine datenbasierte 
Steuerung in allen Maßnahmen der Allianz durch regelmäßige Evaluatio
nen und Betrachtung der Wirksamkeit vorgesehen sei. Aufgrund der bisher 
kurzen Laufzeit der Maßnahmen könnten (jedoch) zur Wirkung der einzel
nen Maßnahmen aktuell noch keine Aussagen getroffen werden. 
 
Soweit keine Angaben zum Mittelbedarf gemacht worden seien, könnten 
diese im Rahmen der bestehenden Budgets der Institutionen umgesetzt 
werden. Im Übrigen seien die benötigten Finanzbedarfe detailliert darge
legt worden. 
 
Zum Mittelbedarf ab 2026 teilt das Bildungsministerium mit, dass den lehr
kräftebildenden Hochschulen noch mindestens bis Ende 2026 finanzielle 
Mittel für Maßnahmen der Allianz für Lehrkräftebildung zur Verfügung 
stünden. Es sei geplant, in dem zu schließenden Hochschulvertrag ab 
2027 ein Budget von bis zu 3,5 Mio. € zur Finanzierung der Maßnahmen 
zur Verfügung zu stellen. 
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Der LRH hält es auch bei Maßnahmen, welche mit dem bestehenden 
Budget umgesetzt werden können für erforderlich, den voraussichtlichen 
Mittelbedarf zu konkretisieren. Sonst können keine Aussagen zur Wirt
schaftlichkeit der geplanten Maßnahme getroffen werden. 
 

18.3 Weitere Optionen 
 
Einige Länder haben in Mangelfächern oder -bereichen vergütete duale 
Studiengänge eingeführt. Diese Entwicklung sollte das Bildungsministeri
um weiter beobachten. Insbesondere die entstehenden Kosten sowie die 
Entwicklung der Studierendenzahlen können wichtige Hinweise dafür lie
fern, ob die Einführung vergüteter dualer Studiengänge in Schleswig-
Holstein effektiv sein kann. 
 
Ein weiterer Ansatz in anderen Ländern ist es, Studierenden eine (nicht 
rückzahlbare) monatliche Zuwendung zu gewähren. Auch Studierende, die 
nicht an Hochschulen im jeweiligen Land studieren, können die Zuwen
dungen erhalten. Aufgrund der Förderung besteht in solchen Fällen etwa 
die Verpflichtung, den Vorbereitungsdienst in einer festgelegten Bedarfs
region zu absolvieren und/oder nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes 
eine bestimmte Zeit als Lehrkraft in einer Bedarfsregion tätig zu sein. 
 
Die Vor- und Nachteile solcher Modelle werden vom Bildungsministerium 
z. T. bereits abgewogen. Sie müssten im Falle einer beabsichtigten Um
setzung mit weiteren Mitteln hinterlegt werden. Dabei gilt es, Effektivität 
und Effizienz gründlich zu untersuchen, denn wie auch bei den schon vor
handenen 49 Maßnahmen wird sich Schleswig-Holstein keine Maßnah
men ohne messbare und nachhaltige Wirkung leisten können.  
 
Zu der vom LRH empfohlenen Einführung von Stipendien für ausgewählte 
Bedarfsregionen teilt das Bildungsministerium mit, dass es bisher keine 
inhaltliche Befassung damit gegeben hätte. Diese könne im Rahmen der 
Allianz erfolgen.  
 
Auch vor dem Hintergrund der zusätzlichen Kosten sei das Bildungsminis
terium bisher der Empfehlung des Beirats der Allianz der Lehrkräftebildung 
gefolgt, mit den vorhandenen Ressourcen einen gut abgewogenen Maß
nahmen-Mix umzusetzen und zusätzliche Zielgruppen unter anderem 
durch die Einrichtung von Quereinstiegs-Masterstudiengängen anzu-
sprechen.  
 
Ein Augenmerk sollte aus der Sicht des LRH zudem auf die steigende Zahl 
von vorzeitig aus dem Dienst scheidenden Lehrkräften und die hohe Zahl 
an Teilzeitkräften gerichtet werden. Es sollte geprüft werden, wie die 
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Arbeitsbedingungen in der Schule verbessert werden können, damit die 
Lehrkräfte länger im Schuldienst verbleiben und/oder ggf. mit einer höhe
ren Stundenzahl beschäftigt werden.  
 
Erste Ansätze durch die Beschäftigung von Assistenz- und Verwaltungs-
kräften sind erkennbar.  
 
Im Einzelnen empfiehlt der LRH u. a.:1 
• in der Vorphase (Berufsorientierung) 

− den Kontakt zwischen den Hochschulen sowie den Schulen mit Abi
turjahrgängen auch mit dem Ziel zu verstärken, dass diese besser 
auf die Anforderungen im universitären Studium vorbereitet werden, 

− in den Oberstufen die Wahlmöglichkeiten von Profilfächern insbe
sondere in den Mangelfächern zu erhalten bzw. zu erweitern sowie 
auch zu koordinieren. 

 
• in der Phase 1 (Studium)  

− die Daten zu den individuellen Studienverläufen systematisch aus
zuwerten und zu analysieren, um bestehende Informationsdefizite 
zu beheben, 

− bei den nächsten Ziel- und Leistungsvereinbarungen ambitioniertere 
und auch spezifische Ziele zum Studienerfolg in den Lehramts-
studiengängen zu vereinbaren sowie 

− deren Anreizwirkung durch höhere leistungsorientierte Anteile bei 
der Mittelzuweisung zu erhöhen und 

− kritisch zu prüfen, ob für bestimmte Fächer oder Bereiche mit 
besonderem erhöhten Bedarf Stipendien oder duale Studiengänge 
angeboten werden sollten. 

 
• in der Phase 3 (Lehrkräfte im Schuldienst) 

− für einen längeren Verbleib der Lehrkräfte sowie auch zur Verringe
rung von Teilzeit zu prüfen, inwieweit die Lehrkräfte weiter entlastet 
werden und sich auf ihre Kernaufgabe Unterricht konzentrieren kön
nen und 

− zu erwägen, ein Mindeststundenmaß für die Teilzeitbeschäftigung 
einzuführen, soweit sich der Lehrkräftemangel dergestalt verschärft, 
dass freiwerdende Stellen nicht mehr nachbesetzt werden können. 

 
Es muss sich zeigen, ob die im Handlungsplan vorgesehenen und in die 
weiteren Überlegungen einbezogenen Maßnahmen ausreichend sind oder 
ob auch strukturelle und tiefgreifende Änderungen erforderlich sein wer
den.  

                                                      
1  Im Übrigen (Phase 2) siehe Tz. 19 dieser Bemerkungen. 
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Zu diesen strukturellen Fragen hat das Bildungsministerium bisher keine 
öffentlich wahrgenommenen Überlegungen angestellt. Strukturelle Verän
derungen dürfen aus Sicht des LRH aber bei den Betrachtungen nicht 
ausgeklammert werden. Dies betrifft die Fragen der Inhalte und Strukturen 
der Lehrkräfteausbildung sowie der anbietenden Hochschulstandorte. Ins
besondere Überlegungen zur weitergehenden Abkopplung der Ausbildung 
von den Fachstudiengängen in ausgewählten Fächern wären ein sinnvol
ler Anknüpfungspunkt zu bereits veranlassten Maßnahmen. 
 
Die vom LRH vorgeschlagene systematische Auswertung und Analyse der 
individuellen Studienverläufe sei nach Angaben des Bildungsministeri
ums aufgrund fehlender Daten (noch) nicht möglich. Hierzu tage aber eine 
Arbeitsgruppe des Hochschulausschusses der KMK unter der Leitung von 
Schleswig-Holstein und die Landesregierung plane zudem aktuell, den 
Austausch zwischen den Hochschulen, Seminaren und Schulen strukturell 
zu intensivieren und die verschiedenen Phasen der Lehrkräftebildung stär
ker miteinander zu verzahnen.  
 
Um die Bedeutung des Studienerfolgs in den Lehramtsstudiengängen für 
das Land hervorzuheben, sähen die Ziel- und Leistungsvereinbarungen 
mit den Hochschulen für die Jahre 2026 bis 2029 in der leistungsorientier
ten Mittelverteilung das Lehramtsstudium als eine Kennzahl mit einem 
maßgeblichen Anteil an der Zuweisung vor und würden die Zielerreichung 
mit ambitionierten Zielwerten verbinden.  
 
Im Rahmen der Einzelzielvereinbarungen werde mit den Hochschulen 
zudem ein intensiver Dialog zum Portfolio, der Auslastung sowie dem Stu
dienerfolg der Lehramtsstudiengänge geführt, um hochschulspezifische 
Zielsetzungen festzulegen.  
 
Zu den Vorschlägen zur Verlängerung des Verbleibs der Lehrkräfte merkt 
das Bildungsministerium an, dass die Thematik Lehrkräftegesundheit 
dort einen hohen Stellenwert besitze. Das Bildungsministerium stimme 
dem LRH zu, dass Lehrkräfte weiter entlastet werden sollten, damit sich 
diese auf ihre Kernaufgabe Unterricht konzentrieren könnten. Aus diesem 
Grund werde bereits an einem Konzept zur Stärkung der multiprofessio
nellen Teams an Schulen gearbeitet. Weiterhin sei die Staatskanzlei gebe
ten worden, zu prüfen, ob über eine Anpassung der Landesbeamtenrege
lung Altersteilzeit 63 Plus dazu führen könnte, dass mehr Lehrkräfte bis 
zur Altersgrenze berufstätig blieben. 
 
Zur Feststellung des LRH, dass strukturelle Änderungen in der Lehrkräfte-
bildung bisher nicht vorgesehen bzw. umgesetzt worden sind, weist das 
Bildungsministerium darauf hin, dass es sich in der KMK massiv für die 
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Schaffung der Möglichkeiten zusätzlicher Wege ins Lehramt (z. B. als Ein-
Fach-Lehrkraft bzw. durch Quereinstiegs-Masterstudiengänge) eingesetzt 
habe. 
 
Der LRH sieht die vielfältigen Bemühungen des Bildungsministeriums. 
Diese Vielzahl an Aktivitäten machen eine Messung von Wirkungsgraden 
jedoch umso wichtiger. Insofern bleibt es beim Erfordernis einer ergebnis
orientierten Maßnahmenkonzeption. Bei den in Erwägung zu ziehenden 
strukturellen Veränderungen dürfen auch die schwierigen Fragen nicht 
ausgeklammert werden. 
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19. Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst 
 
Der Vorbereitungsdienst wird durch das Bildungsministerium 
sowie durch das Institut für Qualitätsentwicklung an Schulen 
Schleswig-Holstein und das Schleswig-Hosteinische Institut für 
Berufliche Bildung ordnungsgemäß und funktional organisiert. 
Geringe Quoten bei Nichtbestehen und Abbruch des Vorberei
tungsdienstes unterstreichen eine gute Durchführung und 
Akzeptanz. 
 
Mit den 9 Vorhaben aus dem Handlungsplan Lehrkräftegewin
nung1 versucht das Bildungsministerium aktuell, den Vorberei
tungsdienst zu stärken. 
 
Diese Maßnahmen unterscheiden sich beträchtlich hinsichtlich 
ihres Finanzbedarfs, ihrer Tragweite und Qualität und sind teil
weise bedeutungslos oder selbstverständlich. 
 
Mit der Gewährung von 4 Ausgleichsstunden für die Ausbil
dungsschulen, die die Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst an den 
Schulen unterstützen, leistet sich Schleswig-Holstein im Ver
gleich zu den anderen Ländern den höchsten Standard. Die 
meisten Länder stellen maximal 2 Ausgleichsstunden zur Verfü
gung. 
 
Bei einer Reduktion der Stunden von 4 auf 2 könnten rechne
risch 120 Lehrerstellen umgesteuert und damit z. B. die Unter
richtsversorgung verbessert werden. 
 
Der von Lehrkräften im Vorbereitungsdienst eigenverantwortlich 
erteilte Unterricht entspricht einem Volumen von 610 Lehrerstel
len. Dieser Unterricht verbessert die Versorgung vor Ort, bleibt 
aber bei der öffentlichen Darstellung und der internen Planung 
unberücksichtigt. Diese Verzerrung der realen Verhältnisse sollte 
vom Bildungsministerium korrigiert werden. 
 

  

                                                      
1  Vgl. hierzu Tz. 18 dieser Bemerkungen. 
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19.1 Ausgangslage: Wie funktioniert der Vorbereitungsdienst? 
 
Der Vorbereitungsdienst dauert derzeit 18 Monate und stellt die zweite 
Phase der Lehrerausbildung dar. Etwa 550 angehende Lehrkräfte nehmen 
jeweils zum 01.02. oder 01.08. eines Jahres ihren Vorbereitungsdienst an 
einer Ausbildungsschule auf. Das Institut für Qualitätsentwicklung an 
Schulen Schleswig-Holstein (IQSH) und das Schleswig-Holsteinische Insti
tut für Berufliche Bildung (SHIBB), Dezernat Landesseminar Berufliche 
Bildung (LSBB), sind verantwortlich für die Gestaltung des Vorbereitungs
dienstes und führen die Ausbildungsveranstaltungen durch. Die Lehrkräfte 
im Vorbereitungsdienst (LiV) werden in regionalen, fächer- und schulart
bezogenen Gruppen von den Studienleitern des IQSH bzw. des LSBB 
ausgebildet. 
 
An der Schule steht den LiV für jedes Fach eine Ausbildungslehrkraft 
unterstützend zur Verfügung. In der Regel wird in 2 Fächern ausgebildet. 
Der Umfang des eigenverantwortlich erteilten Unterrichts der LiV beträgt 
durchschnittlich 10 Stunden pro Woche. Die Ausbildungslehrkräfte, die die 
LiV an der Schule als Mentoren betreuen, erhalten für diese Tätigkeit ins
gesamt 4 Ausgleichsstunden wöchentlich (2 Stunden pro LiV pro Fach). 
 
Derzeit befinden sich etwa 1.650 angehende Lehrkräfte im Vorbereitungs
dienst, verteilt auf 3 Ausbildungsdurchgänge. 
 
Gut 1.000 Absolventen beenden jährlich den Vorbereitungsdienst erfolg
reich und stehen potenziell für eine Übernahme in den Schuldienst zur 
Verfügung. Die Quote der Abbrecher und nicht bestandener Prüfungen ist 
gering und liegt zusammen bei etwa 5 %. 
 
Im Haushalt 2024 standen für die LiV an allgemeinbildenden Schulen 
1.469 Planstellen und für die LiV an berufsbildenden Schulen 240 Plan
stellen zur Verfügung. Die Planstellen und Ausbildungskapazitäten sind 
grundsätzlich ausreichend und seit Jahren stabil. 
 
Die Bezüge der Planstellen der Beamtinnen und Beamten im Vorberei
tungsdienst waren im Haushalt 2024 mit 29 Mio. € veranschlagt. Insge
samt wurden mit allen dazugehörigen Maßnahmen am IQSH/LSBB und 
den ausbildenden Schulen 74,31 Mio. € pro Jahr aufgewendet. Die Dar
stellung der Finanzmittel für den Vorbereitungsdienst im Haushalt war 
wenig transparent und aus Sicht des LRH verbesserungsbedürftig. 
 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen
schaft, Forschung und Kultur (Bildungsministerium) hat angekündigt, 
die Hinweise des LRH zur Buchung der Personaltitel zum Anlass zu  
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nehmen, die Bewirtschaftung des Haushaltskapitels zu überprüfen und zu
künftig auf eine präzisere Beachtung der Verwendung der betreffenden Ti
tel hinzuwirken. Des Weiteren sollen auch die Anmerkungen zur derzeiti
gen Darstellung der Finanzmittel für den Vorbereitungsdienst im 
Haushaltsaufstellungsverfahren 2026 aufgegriffen werden.  
 
Generell beurteilt der LRH die bisherige Ausgestaltung des Vorbereitungs
dienstes als funktional und ordnungsgemäß. Die Quote der endgültig nicht 
bestandenen Abschlussprüfungen ist gering. Dies sowie eine verhältnis
mäßig kleine Zahl an Abbrechern belegen eine gute Organisation, Durch
führung und Akzeptanz dieser zweiten Phase der Lehrerausbildung. 
 
Dennoch bleiben die Herausforderungen des Lehrkräftemangels bestehen. 
Der LRH hat aus diesem Grund die Vorhaben des Bildungsministeriums 
geprüft, die in den Handlungsplan Lehrkräftegewinnung (Handlungsplan) 
aufgenommen wurden. 

 
19.2 Handlungsplan Lehrkräftegewinnung: Quantität statt Qualität? 

 
Der Handlungsplan besteht aus 49 Maßnahmen, die zum Ziel haben, den 
Lehrkräftemangel abzumildern und die Unterrichtsversorgung sicherzustel
len. Die Maßnahmen beziehen sich auf alle Phasen der Lehrerausbildung 
und werden sukzessive umgesetzt. 
 
Der Handlungsplan folgt in vielen Teilen den Empfehlungen der Ständigen 
Wissenschaftlichen Kommission der Kultusministerkonferenz (SWK)1 und 
Beschlüssen der Kultusministerkonferenz (KMK) zum Umgang mit dem 
Lehrermangel. 
 
Für den Vorbereitungsdienst gibt es im Handlungsplan 9 Maßnahmen, die 
diese Phase der Lehrerausbildung verbessern sollen. Das Bildungs-
ministerium verfolgt dabei das Ziel, möglichst viele Lehrkräfte nach erfolg
reicher Ausbildung für den Schuldienst in Schleswig-Holstein zu gewinnen.  
 
Auf veränderte und erhöhte Bedarfe möchte das Bildungsministerium 
gezielt und flexibel reagieren und die Ausbildung attraktiver machen. Aus 
diesem Grund können auch Quereinsteiger den Vorbereitungsdienst 
absolvieren, sofern nicht genügend Lehramts-Absolventen zur Verfügung 
stehen. Auch studierten und bewährten ausländischen Lehrkräften soll der 
Einstieg in den Vorbereitungsdienst und damit später auch in den Schul
dienst erleichtert werden. 

                                                      
1  Empfehlungen zum Umgang mit dem akuten Lehrkräftemangel. Stellungnahme der 

Ständigen Wissenschaftlichen Kommission der Kultusministerkonferenz (SWK). 
Bonn 2023. https://www.swk-bildung.org/content/uploads/2024/02/SWK-2023-Stellung-
nahme_Lehrkraeftemangel.pdf. 

https://www.swk-bildung.org/content/uploads/2024/02/SWK-2023-Stellungnahme_Lehrkraeftemangel.pdf
https://www.swk-bildung.org/content/uploads/2024/02/SWK-2023-Stellungnahme_Lehrkraeftemangel.pdf
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Folgende 9 Maßnahmen des Handlungsplans, die den Vorbereitungs
dienst betreffen, hat der LRH geprüft: 
• Übergang Studium - Vorbereitungsdienst (Erstellung einer Broschüre), 
• Weiterentwicklung der Anerkennung und Qualifizierung von auslän-

dischen Lehrkräften und Erleichterung ihres Einsatzes an den öffent-
lichen Schulen, 

• „Quereinstieg“ von Masterabsolventen Lehramt an Gymnasien in den 
Vorbereitungsdienst Lehramt an Gemeinschaftsschulen ohne Ober-
stufe, 

• Evaluation der bisherigen finanziellen Anreizsysteme für LiV (Sonder
zuschlag für Mangelkreise), 

• Bewerbungstermin und -kriterien für die Einstellung von LiV angepasst, 
• Online-Training „Gelassen im Referendariat“, 
• Sonderzuschlag für LiV in Bedarfskreisen, 
• Übernahme von Umzugskosten für LiV in Bedarfskreise, 
• Flexibilisierung von Einstellungen in Sondermaßnahmen. 
 
Die im Handlungsplan ergriffenen Maßnahmen unterscheiden sich 
beträchtlich hinsichtlich ihrer Tragweite, des Umfangs und der finanziellen 
Auswirkungen. Der Finanzbedarf für die einzelnen Vorhaben ist seitens 
des Bildungsministeriums nicht explizit beziffert worden. Vielfach fehlen 
geeignete Evaluationen, Daten und Kennzahlen, um Wirksamkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Vorhaben beurteilen zu können. Auch Qualität und 
Geeignetheit der Maßnahmen sind sehr verschieden. 
 
Das Bildungsministerium verweist darauf, dass die Maßnahmen erst seit 
2023 umgesetzt würden und daher noch gar nicht ihre vollständige Wir
kung hätten entfalten können und eine Evaluation zu früh käme. Mit der 
Allianz Lehrkräftebildung sei vereinbart, dass alle Maßnahmen der Allianz 
evaluiert würden. Die Gedanken des LRH würden hierbei aufgegriffen 
werden. 
 
Der Handlungsplan enthält große Projekte, wie die Qualifizierung und 
Gewinnung von Quereinsteigern und ausländischen Lehrkräften sowie die 
Zahlung von Sonderzuschlägen für LiV, die ihren Vorbereitungsdienst in 
Regionen bzw. an Schulen mit besonderem Lehrkräftebedarf absolvieren. 
Auch die Weiterqualifizierung von Gymnasiallehrkräften und flexiblere 
Möglichkeiten, das Lehramt zu wechseln, sind Vorhaben größeren Aus
maßes. Der Erfolg dieser Maßnahmen bleibt abzuwarten. 
 
Umgesetzt sind hingegen Kleinstmaßnahmen. So stellt beispielsweise die 
Erstellung einer Broschüre, die Hinweise zum Bewerbungsverfahren für 
den Vorbereitungsdienst enthält, aus Sicht des LRH eine selbstverständ-
liche Serviceleistung des Bildungsministeriums dar. Eine Aufnahme in den 



175 

Landesrechnungshof Schleswig-Holstein - Bemerkungen 2025 

Handlungsplan erscheint überzogen und nicht sachgerecht. Zumal nicht 
ersichtlich ist, inwieweit hierdurch tatsächlich der Lehrkräftemangel abge
mildert werden kann. 
 
Auch das Online-Training „Gelassen im Referendariat“, an dem lediglich 
29 LiV einmalig teilnehmen konnten, ist kein überzeugendes und hinsicht
lich der Lehrkräftegewinnung wirksames Vorhaben. 
 
Das Bildungsministerium führt aus, dass auch kleine Maßnahmen für die 
einzelnen Betroffenen eine große Unterstützung sein könnten und somit 
auch positive Auswirkungen auf die Lehrkräftegewinnung hätten. Bei be
endeten Maßnahmen sei nun aber beabsichtigt, diese als abgeschlossen 
im Handlungsplan auszuweisen.  
 

19.3 Unterricht der LiV und Ausgleichsstunden für die Lehrkräfte: wenig 
Transparenz  
 
Die 1.650 LiV leisten in der Regel 10 Wochenstunden eigenverantwort-
lichen Unterricht. Dies entspricht 610 Lehrerstellen1. Der Unterricht der LiV 
verbessert die Versorgung der Ausbildungsschule, wird aber in der stel
lenbezogenen Darstellung der Unterrichtsversorgung des Bildungsministe
riums und im Planstellenzuweisungsverfahren (PZV) nicht berücksichtigt. 
 
Demgegenüber stehen die Ausgleichsstunden für die Ausbildungslehr-
kräfte, die die LiV als Mentoren an den Schulen ausbilden. Hierfür werden 
2 Ausgleichsstunden pro LiV pro Fach gewährt. Die Ausbildungsschulen 
erhalten also ein Zeitbudget von 4 Ausgleichstunden pro LiV. Umgerech
net auf alle Ausbildungsschulen bedeutet dies, dass etwa 240 Lehrerstel
len an Ausgleichsstunden gewährt werden. Der Gegenwert hierfür beträgt 
21,6 Mio. €2. Diese Ausgleichsstunden sind allerdings in den Berechnun
gen des Bildungsministeriums berücksichtigt und werden im Rahmen des 
PZV ausgeglichen.  
 
Mit 4 Ausgleichsstunden pro LiV liegt Schleswig-Holstein bundesweit an 
der Spitze und leistet sich damit an dieser Stelle einen vergleichsweise 
teuren Ausbildungsbestandteil: Kein anderes Land gewährt mehr Stunden, 
80 % der Länder gewähren weniger Stunden. Die meisten Länder stellen 
nur 2 Ausgleichsstunden für die „Mentoren“ zur Verfügung, Niedersachsen 
gar keine. 
 

                                                      
1  Für die Umwandlung von Stunden in Stellen wird ein Deputat von 27 Stunden zugrunde 

gelegt. 
2  Personalkostentabelle für die Landesverwaltung Schleswig-Holstein 2024. Für die  

Berechnung wurde ein Näherungswert von 90.000 € zugrunde gelegt. 
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Mit Blick auf die Standards in den anderen Ländern schlägt der LRH vor, 
die 4 Ausgleichsstunden auf 2 Stunden (eine Stunde pro Fach pro LiV) zu 
reduzieren. Damit könnten 120 Lehrerstellen innerhalb des eigenen 
Systems erwirtschaftet und z. B. zugunsten einer besseren Unterrichtsver
sorgung umgesteuert werden. Diese Lehrerstellen hätten eine Haushalts
relevanz von 10,8 Mio. €. 
 
Das Bildungsministerium hält den Umfang von 4 Ausgleichsstunden für 
angemessen und sinnvoll. Eine Reduktion auf 2 Stunden würde die Bereit
schaft der Schulen und Lehrkräfte, LiV auszubilden, senken. Durch eine 
Reduktion der Ausgleichsstunden sieht das Bildungsministerium die Aus
bildungsqualität gefährdet und es könnte aufgrund dessen möglicherweise 
zu einer erhöhten Zahl von Abbrüchen und nicht bestandenen Prüfungen 
kommen. Außerdem sei die Höhe der Ausgleichsstunden in ein Verhältnis 
zu den Maßnahmen des IQSH zu bringen, das weniger Unterrichtsbera
tungen durch die Studienleitungen durchführe als dies in anderen Ländern 
der Fall sei. 
 
In Schleswig-Holstein habe also die Ausbildung durch die Schule einen 
besonders hohen Stellenwert, was sich u. a. darin äußere, dass die Aus
bildungslehrkräfte qualifiziert und zertifiziert seien, was es in dieser Form 
in keinem anderen Bundesland gäbe. 
 
Eine Evaluation der Organisation des Vorbereitungsdienstes solle laut Bil
dungsministerium erfolgen. Hierbei sollen die Anmerkungen des LRH 
berücksichtigt werden. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung, dass die 4 Ausgleichsstunden redu
ziert werden könnten, um zum Beispiel die Unterrichtsversorgung zu ver
bessern.  
 
Das Bildungsministerium sollte zumindest in der angekündigten Evaluation 
des Vorbereitungsdienstes die Aufgaben und Tätigkeiten der Ausbildungs
lehrkräfte überprüfen und den Umfang von 4 Stunden präzise darstellen 
und einen erhöhten Bedarf im Vergleich zu den anderen Ländern valide 
begründen.  
Bislang werden keine Tätigkeitsnachweise der Ausbildungslehrkräfte 
erbracht und es existieren wenige verbindliche Vorgaben explizit für die 
Ausbildungstätigkeit der Schulen. 
 
Warum der eigenverantwortliche Unterricht der LiV in der Darstellung der 
Unterrichtsversorgung und im PZV nicht eingerechnet ist, die Aus-
gleichsstunden hingegen schon, hält der LRH für nicht sachgerecht.  
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Die ungleiche Darstellung erzeugt aus Sicht des LRH eine Verzerrung in 
der Betrachtung der Unterrichtsversorgung. 
 
Angesichts des Lehrkräftemangels und der in diesem Zusammenhang 
nicht transparent ausgewiesenen Unterrichtsstunden der LiV, die die Ver
sorgung aber real verbessern, empfiehlt der LRH, dies zukünftig zu 
ändern. Der von den LiV zu leistende Unterricht sollte ausgewiesen wer
den und in die Berechnungen und Zuweisungen einfließen. Um dabei die 
reale Versorgung stabil zu halten, wäre es dann erforderlich, die Ziel-
größen bei der Darstellung der Unterrichtsversorgung und im PZV ent
sprechend anzupassen. 
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20. Baumaßnahmen der Landesmuseen: Neustart erfolgt 
 
Die Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss 
Gottorf hat mit der Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 
AöR ihren Immobilienbestand erfasst und einen Fünf-Jahres-
Plan zur Bauunterhaltung erarbeitet. 
 
Daraus ist ersichtlich, dass die für die Bauunterhaltung der  
Liegenschaften der Stiftung, also des Stiftungsvermögens, jähr
lich zur Verfügung stehenden 2,7 Mio. € bei Weitem nicht aus-
reichen.  
 
Die Arbeitsbeziehung zwischen der Stiftung und der Gebäude
management Schleswig-Holstein AöR muss für eine vertrauens
volle Zusammenarbeit auf ein verlässliches Fundament gestellt 
werden. Hier sind auch Kulturministerium und Finanzmini-
sterium gefordert. 
 
Eine Eigenerledigung aller Bauaufgaben durch die Stiftung setzt 
eine personelle Ausstattung und Fachlichkeit bei der Stiftung 
und entsprechende Finanzmittel voraus. Dies ist bei der Stiftung 
nicht gegeben. 
 

20.1 Nachschau auf die Prüfung 2019 
 
Der Landesrechnungshof Schleswig-Holstein (LRH) hat in einer Nach
schau zu seiner 2019 durchgeführten Prüfung „Baumaßnahmen in  
Landesmuseen“1 erneut Organisation und Umsetzung der Bauaufgabe bei 
der Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf  
(Stiftung) geprüft. 
 
In seiner 2019 durchgeführten Prüfung der Baumaßnahmen in den  
Landesmuseen hatte er kritisiert, dass die Bauunterhaltung der Museums
gebäude unzureichend wahrgenommen wurde und das Immobilien-
management der Stiftung u. a. das Vergaberecht nicht hinreichend beach
tete. Die Stiftung schaltete die Gebäudemanagement Schleswig-Holstein 
AöR (GMSH), die für sie die Bauaufgaben durchführen sollte, nicht oder 
nicht rechtzeitig ein. Dies führte zu Verzögerungen und Kostensteige-
rungen. Der LRH forderte, die Regelungen für die Zusammenarbeit  
eindeutig zu fassen. Schließlich stellte der LRH fest, dass die für die Bau
unterhaltung zur Verfügung gestellten Mittel bei Weitem nicht ausreichten. 
 

                                                      
1  Bemerkungen 2020 des LRH, Nr. 15. 
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20.2 Rechtlicher Rahmen angepasst 
 
Die Wahrnehmung der Bauaufgaben der Stiftung ist ursprünglich im 
Gesetz über die Errichtung der „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landes
museen Schloss Gottorf“ (GottStiftErG SH)1 (Errichtungsgesetz) und seit 
2021 im Gesetz über die „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen 
Schloss Gottorf“2 (Stiftungsgesetz), der Landesverordnung zu § 3 Abs. 3 
des Gesetzes über die Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen3 
und in der Satzung der Stiftung geregelt. 
 
Danach werden sämtliche Bauaufgaben der Stiftung, mit Ausnahme der 
nicht delegierbaren Bauherrenaufgaben, von der GMSH erfüllt. Die GMSH 
nimmt diese Aufgabe als eigene Aufgabe der Stiftung in Organleihe wahr 
(§ 3 Abs. 3 Sätze 1 bis 2 Stiftungsgesetz). 
 
Tatsächlich wurde das Stiftungsgesetz geändert und die Anregungen des 
LRH jedenfalls zum Teil in das Gesetz aufgenommen und in einer Landes-
verordnung geregelt. Die Zuständigkeit der GMSH für alle baulichen Maß
nahmen über 20.000 € wurde eindeutig festgelegt. Darunter kann die Stif
tung Baumaßnahmen und insbesondere Maßnahmen der Bauunterhaltung 
in Eigenregie durchführen. 
 

20.3 Planvolle Bauunterhaltung angestoßen 
 
Die Stiftung wurde 2019 aufgefordert, die GMSH in ihren Bauunter-
haltungsangelegenheiten frühzeitig und umfassend einzuschalten.  
Voraussetzung hierfür sollte sein, dass Stiftung und GMSH gemeinsam ein 
Liegenschaftskataster erstellen, das neben den üblichen Angaben zur  
Immobilie den Zustand und den Bauunterhaltungsbedarf der Liegenschaf
ten beschreibt. 
 
Dieses Liegenschaftskataster liegt nunmehr vor. Der Zustand der Immo-
bilien wurde von der GMSH festgestellt und eine Planung für die notwen
digen Bauunterhaltungsmaßnahmen über 5 Jahre erstellt. 
 
Sie plante die von ihr zu verantwortenden Bauunterhaltungsmaßnahmen 
bis 2030 einschließlich des notwendigen Bedarfs an Finanzmitteln. In einer 
Übersicht sind die für die Liegenschaften der Stiftung für jedes Jahr vorge

                                                      
1  Gesetz über die Errichtung der „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss 

Gottorf“ (GottStiftErG SH) vom 15.12.1998, GVOBl. Schl.-H. 1998, S. 372, zuletzt geän
dert durch Gesetz vom 03.05.2012, GVOBl. Schl.-H. 2012, S. 510. 

2  Gesetz über die „Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf“ vom 
29.09.2021, GVOBl. Schl.-H. 2021, S. 1311. 

3  Landesverordnung zu § 3 Absatz 3 des Gesetzes über die Stiftung Schleswig-
Holsteinische Landesmuseen vom 08.04.2022, GVOBl. Schl.-H. 2022, S. 634. 
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sehenen Bauunterhaltungsmaßnahmen und die dafür voraussichtlich 
erforderlichen Mittel, ab dem Jahr 2026 entsprechend indexiert, aufgeführt. 
Summiert bewegen sich die ausgesteuerten Mittel zwischen 2,26 und 
2,74 Mio. € jährlich. Dies entspricht dem jährlich vom Ministerium für  
Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, Forschung und Kultur 
des Landes Schleswig-Holstein (Kulturministerium) derzeit für die Bau-
unterhaltung der stiftungseigenen Liegenschaften bereitgestellten Betrag 
von 2,7 Mio. €. 
 
Die Liste berücksichtigt darüber hinaus einen jährlichen Betrag von 
300.000 € für kleine Bauunterhaltungsmaßnahmen bis 20.000 €, die vom 
stiftungseigenen Immobilienmanagement in Eigenregie durchgeführt wer
den. Damit steigen die für Bauunterhaltung jährlich eingeplanten Mittel auf 
folgende Werte. 
 

Übersicht der geplanten Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln 
2025 bis 2030 in Tausend €* 

 2025 2026 2027 2028 2029 2030 

Investitionssumme BU 2.742 2.304 2.255 2.280 2.270 2.301 
Beschaffung / Kleinste BU 300 300 300 300 300 300 

Summe 3.042 2.604 2.555 2.580 2.570 2.601 
Baukostenindex 5 %  130 128 129 129 130 

Summe Bauunterhaltung 
indexiert 

 
3.042 

 
2.734 

 
2.683 

 
2.709 

 
2.699 

 
2.731 

Tabelle 28: Übersicht der geplanten Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln 2025 bis 2030 
* die Zahlen sind gerundet 
Quelle: LRH, GMSH: Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf: 
Übersicht der Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln für die zusätzlichen Bedarfe 2025-
2030 

 
Die GMSH hat darüber hinaus auch den tatsächlichen Bauunterhaltungs
bedarf festgestellt. Die hierfür benötigten Mittel gehen noch deutlich über 
die oben aufgeführten Summen hinaus. Für die Jahre 2025 bis 2030 erge
ben sich folgende Werte. 
 

Tatsächlicher Mittelbedarf unter Einbeziehung der vorliegenden 
Bauunterhaltungsliste für 2025 bis 2030 indexiert in Tausend €* 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 

5.650 3.396 5.126 4.836 3.308 3.926 

Tabelle 29: Tatsächlicher Mittelbedarf unter Einbeziehung der vorliegenden Bauunterhal
tungsliste für 2025 bis 2030 indexiert 
* die Zahlen sind gerundet 
Quelle: LRH, GMSH: Stiftung Schleswig-Holsteinische Landesmuseen Schloss Gottorf: 
Übersicht der Investitionen aus Bauunterhaltungsmitteln für die zusätzlichen Bedarfe 2025-
2030 
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Damit sind Stiftung und GMSH einer zentralen Forderung des LRH nach
gekommen, den Bauunterhaltungsbedarf festzustellen und planvoll vorzu
gehen. Es bleibt festzustellen, dass die eingeplanten Mittel sich im Rah
men des vom Kulturministerium seit 2023 jährlich in den Haushalt 
eingestellten Betrags von 2,7 Mio. € bewegen. Der LRH hatte schon 2019 
darauf hingewiesen, dass dieser Betrag ein politisch festgesetzter Betrag 
ist und sich nicht am erforderlichen Bauunterhaltungsbedarf orientiert. 
Vielmehr wird die geplante Bauunterhaltung an den zur Verfügung gestell
ten Mitteln ausgerichtet. 
 
Das Kulturministerium bestätigt den tatsächlich festgestellten Bedarf an 
Bauunterhaltungsmitteln von 3,4 bis 5,7 Mio. € pro Jahr, weist aber auf er
hebliche eingeworbene Sondermittel von insgesamt 48,4 Mio. € hin, die 
u. a. im Freilichtmuseum Molfsee, dem Kloster Cismar und dem Jüdischen 
Museum, insbesondere aber zur Umsetzung des Masterplans auf der Mu
seumsinsel in Gottorf für notwendige Sanierungsmaßnahmen und den ge
planten Erweiterungsbau zur Verfügung gestanden hätten. Mehrheitlich 
handele es sich dabei um noch nicht endabgerechnete Maßnahmen. 
 
Laut den Kieler Nachrichten vom 19. April 2025 haben die Landesmuseen 
mitgeteilt, dass der geplante Erweiterungsbau des Schlosses Gottorf nun
mehr nicht umgesetzt werden solle, weil die hierfür vorgesehenen 
44,8 Mio. € der insgesamt 48,4 Mio. € Sondermittel aufgrund gestiegener 
Bau- und Planungskosten für die Umsetzung der vollständigen Pläne nicht 
ausreichen würden. Stattdessen sollen diese Mittel für die notwendigen 
Umbauten und Sanierungen des Schlosses und die Erneuerung der Aus
stellungen aufgewendet werden. 
 

20.4 Fehlende Bauunterhaltungsmittel verschärfen den Sanierungsstau 
 
Die Prüfung hat erneut ergeben, dass die vom Kulturministerium pauschal 
zur Verfügung gestellten Mittel von zuletzt 2,7 Mio. € für eine ordnungs
gemäße Bauunterhaltung nicht ausreichend sind. Die Unterhaltung des 
teils historischen Gebäudebestands der Stiftung, der gleichzeitig das Gros 
des Stiftungsvermögens darstellt, ist damit chronisch unterfinanziert. Dies 
führt unweigerlich zur Fortsetzung des Bauunterhaltungsstaus an den 
Immobilien der Stiftung, dessen späterer Abbau die Kosten einer regulären 
Instandhaltung bei Weitem übersteigen wird. 
 
Das Kulturministerium ist daher aufgefordert, auch in einer herausfordern
den Haushaltslage Sorge dafür zu tragen, dass das Immobilienvermögen 
der Stiftung nicht durch einen sich weiter aufbauenden Bauunterhaltungs
stau nach und nach entwertet wird und der historische Gebäudebestand 
ernsthaften Schaden nimmt.  
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Das Kulturministerium schließt sich der Einschätzung des LRH an, dass 
die 2,7 Mio. € und die ab 2026 zur Verfügung stehenden 1,7 Mio. € nicht 
ausreichen werden, wenn es nicht gelinge, Sondermittel zu erhalten. Das 
Kulturministerium werde sich im Zuge des Haushaltsaufstellungsverfah
rens für die Fortschreibung der 2,7 Mio. € einsetzen, weil die Beantragung 
von Sondermitteln mit Unsicherheit in der Bewilligung behaftet sei. 
 
Der LRH mahnt, dass die reguläre und für den Substanzerhalt notwendige 
Bauunterhaltung durch einen entsprechenden Haushaltsansatz dauerhaft 
sichergestellt werden muss. Sondermittel sollten für den Abbau eines  
entstandenen Bauunterhaltungsstaus genutzt werden, den es durch  
regelmäßige Bauunterhaltung zu vermeiden gilt. Alles andere ist unwirt
schaftlich. 
 

20.5 Was weiterhin offen ist 
 
Das Verwaltungsabkommen von 2015, das die Erledigung der Bauauf-
gaben der Stiftung durch die GMSH regelt und auch angepasst werden 
musste, konnte bisher noch nicht neu vereinbart werden. Obwohl seit 2023 
über ein neues Verwaltungsabkommen verhandelt wird, konnte noch keine 
Einigung erzielt werden. 
 
Hintergrund ist zum einen Unzufriedenheit der Stiftung über die Zusam
menarbeit mit der GMSH. Zum anderen führt die Stiftung aus dem  
Konstrukt der Organleihe ergebende Haftungsfragen an. 
 
Die Stiftung strebt deshalb an, entweder die Bauaufgabe komplett in 
Eigenregie zu übernehmen oder ihr Verhältnis zur GMSH privatrechtlich 
auszugestalten, um die GMSH im Falle einer Schlechtleistung direkt in 
Regress nehmen zu können. Trotz Einschaltung des für die Stiftung 
zuständigen Kulturministeriums und des die Rechtsaufsicht über die 
GMSH führenden Finanzministeriums konnte bislang kein neues Verwal
tungsabkommen geschlossen werden. 
 
Das Finanzministerium gibt zu bedenken, dass ein privatrechtliches Ver
hältnis zwischen Stiftung und GMSH schon allein aus rechtlichen Gründen 
nicht möglich sei. Das Schließen eines solchen Vertrags erfordere voraus
sichtlich eine Ausschreibung nach Vergaberecht, an der sich die GMSH 
nicht beteiligen könne, weil sie nicht in Konkurrenz zu freiberuflich Tätigen 
bzw. Unternehmen am Markt treten könne. 
 
Der LRH fordert Kultur- und Finanzministerium dringend auf, in dieser 
Frage nunmehr eine Einigung herbeizuführen und eine verbindliche 
Lösung zu finden. Eine wirtschaftliche und fachlich substantiierte Lösung 
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muss den Erhalt des Immobilienbestands und -vermögens der Stiftung 
zum Ziel haben. Zur Zielerreichung wird eine personelle Ausstattung und 
Fachlichkeit benötigt, die die fachlich und rechtlich ordnungsgemäße 
Durchführung der Bauaufgaben sicherstellt. Mit den derzeitigen Qualifika
tionen ihres Personals ist die Stiftung für die Bewirtschaftung ihrer Liegen
schaften gut aufgestellt. Für das Management und die Durchführung von 
größeren Baumaßnahmen fehlt ihr allerdings der hierfür erforderliche bau
fachliche Sachverstand. Die Stiftung sollte sich darauf konzentrieren, die 
für die speziellen Anforderungen historischer oder diesen nachempfunde
nen Bauten erforderlichen baufachlichen Qualifikationen in ihrem Immobi
lienmanagement zu verankern, damit sie die entsprechenden Vorgaben 
machen und die Anforderungen an Baumaßnahmen formulieren kann. 
 
Der Einsatz der Ressourcen muss wirtschaftlich sein, da die zur Verfügung 
stehenden Mittel begrenzt sind. Das setzt voraus, dass die Kosten und 
wirtschaftlichen Risiken der Organleihe denen einer Eigenwahrnehmung 
der Bauaufgaben durch die Stiftung gegenübergestellt werden. 
 
Das Kulturministerium führt an, dass es gegenüber der Stiftung lediglich 
die Rechtsaufsicht ausübe, ebenso wie das Finanzministerium gegenüber 
der GMSH. Deshalb stünden die Landesmuseen als eigenständige  
Stiftung in der Pflicht, gemeinsam mit der GMSH eine Lösung zu erarbei
ten. Sollte die Stiftung aufgrund des fehlenden Verwaltungsabkommens  
ihre gesetzlich festgelegten Aufgaben nicht mehr erfüllen, werde das  
Kulturministerium im Rahmen der Rechtsaufsicht tätig werden. Bisher sei 
dies aber nicht zu erkennen. 
 
Weiter führt das Kulturministerium aus, dass auch aus seiner Sicht als 
Zuwendungsgeber eine wirtschaftliche und fachlich fundierte Lösung nötig 
sei und die Stiftung nicht aus der Organleihe entlassen werden sollte. Die 
von der Stiftung problematisierte Haftung des Vorstands würde sich 
dadurch nicht ändern und sei im Übrigen kalkulierbar. Das Kulturministeri
um werde gemeinsam mit dem Finanzministerium nach einer Lösung  
suchen und werde einen Wirtschaftlichkeitsvergleich von Organleihe und 
Eigenwahrnehmung der Bauaufgabe durch die Stiftung verfolgen. 
 
Der LRH merkt an, dass seit 2019 aufgrund der Neubesetzung des  
Stiftungsvorstands und der Neuaufstellung des Immobilienmanagements 
viel Zeit vergangen ist. Das Verwaltungsabkommen wird nun schon seit 
2023 verhandelt. Es ist an der Zeit, dass nunmehr kurzfristig eine für alle 
Seiten befriedigende und praktikable Lösung gefunden wird.  
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass die GMSH ihre Leistungen 
für die Stiftung in Organleihe und damit als Drittgeschäft wahrnehme.  
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Damit übe das Finanzministerium lediglich die Rechtsaufsicht gegenüber 
der GMSH aus, nicht die Fachaufsicht und könne deshalb nur Rechtmä
ßigkeitserwägungen, nicht Zweckmäßigkeitserwägungen einbringen. 
 
Dass die GMSH die Haftungsbegrenzung der derzeitigen Verwaltungsver
einbarung beibehalten wolle, sei rechtmäßig und rechtlich erforderlich. Der 
Organentleiher dürfe durch die Organleihe nicht bessergestellt werden, nur 
weil die Aufgabenerledigung nicht durch eigene Beschäftigte, sondern im 
Rahmen der Organleihe durch einen anderen Hoheitsträger erfolge. Dies 
sei auch aus Sicht des Landes mit Blick auf die Gewährträgerhaftung für 
die GMSH zweckmäßig. 
 
Das Finanzministerium stehe jedoch zur Verfügung, unter Federführung 
des für die Stiftungsaufsicht zuständigen Kulturministeriums moderierend 
einen Lösungsansatz von Kulturministerium, Stiftung und GMSH zu beglei
ten. 
 
Der LRH ist sich der Beschränkungen der bloßen Rechtsaufsicht bewusst. 
Er hält es dennoch für zielführend, wenn das Finanzministerium als nicht 
unmittelbar involviertes Ministerium auch im Hinblick auf die Wirtschaft
lichkeit der in Rede stehenden Lösungen und eine am Ende befriedigende 
Wahrnehmung der Bauaufgaben der Stiftung gemeinsam mit dem Kultur
ministerium eine für alle zweckmäßige Lösung moderieren könnte. Dass 
beide Ministerien diese Bereitschaft deutlich gemacht haben, ist eine gute 
Basis für eine zeitnahe Einigung. 
 
Der LRH rät dringend davon ab, die Stiftung aus der Zusammenarbeit mit 
der GMSH zu entlassen. Das Immobilienmanagement der Stiftung ist fach
lich und personell nicht dafür aufgestellt, größere Bauunterhaltungsmaß
nahmen in eigener Verantwortung durchzuführen - erst recht nicht Große 
Baumaßnahmen, wie die Sanierung und die Umbauten im Rahmen des 
nunmehr abgespeckten Masterplans. Die Wahrnehmung der Bauaufgaben 
der Stiftung durch die GMSH sichert die rechtskonforme, fachlich korrekte 
und wirtschaftliche Durchführung der Baumaßnahmen. 
 
Kultur- und Finanzministerium müssen gemeinsam mit Stiftung und GMSH 
zeitnah eine Lösung finden. 
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21. Offene Fragen, rechtliche Risiken und zusätzliche Kosten: 
Was hat die Neuordnung der Hochschulmedizin für 
Forschung und Lehre gebracht? 
 

Die Stärkung der Belange von Forschung und Lehre im UKSH 
war eines der erklärten Hauptziele der Hochschulgesetznovelle 
von 2017. Angesichts zahlreicher Unklarheiten bei der Umset
zung der neuen Regelungen ist allerdings fraglich, ob dieses Ziel 
erreicht werden konnte. 
 
Die Aufgaben, die von den für Forschung und Lehre zuständigen 
Vorstandsmitgliedern im UKSH wahrzunehmen sind, sind nicht 
eindeutig. Das vom Gesetz vorgesehene Nebeneinander von 
Vorstands- und Hochschulämtern stellt die handelnden Akteure 
und Institutionen vor schwierige Abgrenzungserfordernisse bei 
der Wahrnehmung ihrer Aufgaben. Inkonsistente Regelungen 
schaffen Rechtsunsicherheit und Haftungsrisiken. 

 
21.1 Gesetzesnovelle 2017: Forschung und Lehre in der klinischen Medi

zin in Kiel und Lübeck stärken 
 
Ein Medizinstudium ist in Schleswig-Holstein an der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel (Universität Kiel) und der Universität zu Lübeck (Univer
sität Lübeck) möglich. An den ersten, eher theoretisch ausgelegten 
Abschnitt des Studiums (Vorklinik) schließt sich dabei ein zweiter, bereits 
sehr viel praktischer ausgerichteter Teil der Ausbildung an. Dieser kli-
nische Teil des Medizinstudiums findet in Schleswig-Holstein an den bei
den Standorten des Universitätsklinikums Schleswig-Holstein (UKSH) in 
Kiel und Lübeck statt. 
 
Forschung und Lehre (FuL) sind in den klinischen Fächern der Medizin 
ohne die Praxis der Krankenversorgung nicht denkbar. Die sinnvolle orga
nisatorische Verzahnung beider Bereiche ist allerdings nicht zuletzt auf
grund des schwierigen rechtlichen Rahmens eine Herausforderung. So 
erfordert das europäische Beihilferecht auf der Ebene der Finanzen einer
seits eine strikte Trennung, um Quersubventionierungen zwischen Kran
kenversorgung und FuL auszuschließen. Andererseits ist es verfassungs
rechtlich geboten, dass die an den Hochschulen tätigen Wissenschaftler 
auch auf wissenschaftsrelevante Entscheidungen in der Krankenversor
gung Einfluss nehmen können.1 Dies wiederum erfordert ein enges 
Zusammenwirken. Wie dieses Zusammenwirken optimal organisiert wer
den kann, ist seit langem Gegenstand der Diskussion. 

  

                                                      
1  BVerfG, Beschluss vom 24.06.2014 - 1 BvR 3217/07. 
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An den bestehenden Strukturen der Hochschulmedizin in Schleswig-
Holstein hatten bereits 2011 sowohl der Wissenschaftsrat als auch der 
LRH Kritik geübt.1 Mit dem 2017 in Kraft getretenen „Gesetz zur Neuord
nung der Hochschulmedizin“2 hat der Landesgesetzgeber die damaligen 
Empfehlungen aufgriffen. Durch Schaffung zweier standortbezogener 
Campuszentren als rechtlich unselbständige Anstalten in Kiel und Lübeck 
sollten die beiden UKSH-Standorte unabhängiger und flexibler werden. 
Vor allem aber sollten FuL innerhalb des UKSH gestärkt werden.3 
 
Um dieses Ziel umzusetzen, wurden 2017 mit dem novellierten Hoch
schulgesetz (HSG) 2 neue Vorstandsposten geschaffen. Seitdem sind der 
Dekan der medizinischen Fakultät an der Universität Kiel (Dekan MF Kiel) 
und der Vizepräsident für Medizin an der Universität Lübeck (VP Medizin 
Lübeck) als Mitglied im erweiterten UKSH-Vorstand für FuL zuständig. 
Zugleich nehmen beide auch Leitungsfunktionen an den Campi des UKSH 
in Kiel und Lübeck wahr. 
 
Der LRH hat die Umsetzung der Neuregelung 2017 vor allem im Hinblick 
auf die vom Gesetzgeber verfolgten Ziele geprüft. Dabei ist deutlich 
geworden: Insbesondere bei der Wahrnehmung der Aufgaben durch die 
neuen für FuL zuständigen Vorstandsmitglieder (FuL-Vorstände) sind 
wichtige Fragen ungeklärt. Zwar hat sich in der Praxis mittlerweile eine 
gewisse Routine herausgebildet, es ist aber unklar, ob diese tatsächlich 
den Intentionen des Gesetzgebers entspricht. Das HSG muss an mehre
ren Stellen nachgeschärft werden, um Klarheit zu schaffen. 
 

21.2 Campusdirektionen bisher ohne relevantes „Eigengewicht“ 
 
Die Neuordnung des UKSH sah eine holdingartige Struktur mit starken 
und teilautonomen Standorten vor.4 Der Vorstand des UKSH sollte in die
ser Struktur eher koordinierend wirken. An den beiden Standorten in Kiel 
und Lübeck sind die neu geschaffenen Campusdirektionen jeweils zustän
dig und verantwortlich für die Sicherstellung von FuL und Krankenversor
gung auf universitärem Niveau.5  

  

                                                      
1  Wissenschaftsrat, Stellungnahme zur Weiterentwicklung der Universitätsmedizin in 

Schleswig-Holstein, Drucksache 1416-11 vom 08.07.2011, Landesrechnungshof Schles
wig-Holstein, Sonderbericht 2011 „Die schleswig-holsteinische Hochschullandschaft und 
ihre Finanzierung“, Nr. 16.7. 

2  Gesetz zur Neuordnung der Hochschulmedizin vom 14.03.2017, GVOBl. Schl.-H. 2017, 
S. 142. 

3  LT-Drs. 18/4813, S. 30. 
4  LT-Drs. 18/4813, S. 2. 
5  § 88a HSG. 
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Als Wissenschaftliche Direktoren und Sprecher dieser beiden mehrköpfi
gen Leitungsorgane1 spielen der Dekan MF Kiel und der VP Medizin 
Lübeck hierbei eine hervorgehobene Rolle. 
 
In der Praxis ist das Ziel einer holdingartigen Struktur aber verfehlt wor
den. Als Entscheidungsgremien haben die Campusdirektionen im neuen 
Organisationsgefüge des UKSH bisher kaum Eigengewicht entwickelt. Die 
Sitzungen werden primär für informelle Abstimmungen untereinander und 
zum laufenden Informationsaustausch genutzt. Für gemeinsame Entschei-
dungen gibt es kaum Bedarf, denn die Zuständigkeiten der Mitglieder sind 
genau untereinander aufgeteilt. Dabei haben die Campusdirektionen nicht 
einmal über diese Aufgabenteilung selbst entschieden: Obwohl die innere 
Ordnung der Campusdirektionen nach dem HSG eigentlich von diesen 
selbst geregelt werden soll,2 werden die Einzelzuständigkeiten bereits 
detailliert von der Hauptsatzung des UKSH vorgegeben. Im Ergebnis ver
walten die Mitglieder der Campusdirektionen ihre eigenen Verantwortungs-
bereiche (ärztlich, kaufmännisch, Pflege, Wissenschaft) weitgehend allein 
und unabhängig voneinander. Sie fungieren eher als Verwaltungseinheiten 
unter zentraler Leitung des UKSH-Vorstands. Ob es mit den jetzigen 
Strukturen gelingt, die mit der Umstrukturierung beabsichtigte differen-
zierte Entwicklung beider Standorte zu verwirklichen, ist fraglich. 
 
Das UKSH, die Universität Kiel und die Universität Lübeck sind der Auf
fassung, dass die Rolle der Campusdirektionen nicht ausschließlich 
anhand ihrer formellen Entscheidungsmacht bewertet werden sollte. Durch 
Teilnahme von Mitgliedern der Campusdirektionen an den wöchentlichen 
Vorstandssitzungen würden die Belange der Campi stets berücksichtigt. 
Zudem wird in der Stellungnahme darauf verwiesen, dass die Begutach
tung durch den Wissenschaftsrat 2022 die Vorteile der zentralen Wahr
nehmung bestimmter Aufgaben bestätigt hat. 
 
Der LRH bestreitet nicht, dass die Campusdirektionen für den Austausch 
und die Koordination innerhalb des UKSH nutzbringend sind. Er stellt 
lediglich fest, dass es offenbar nicht gelungen ist, die Campusdirektionen 
als Spitze starker und teilautonomer Standorte zu etablieren. Diese neh
men gegenüber dem Vorstand lediglich eine zuarbeitende Rolle ein. Wenn 
auf Basis neuerer Erkenntnisse die Strukturen anders gestaltet werden, 
muss dies auch von der Rechtslage abgebildet werden. 
 

  

                                                      
1  § 88b Abs. 1 HSG. 
2  § 88b Abs. 2 HSG. 
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21.3 Rolle und Aufgaben der Vorstandsmitglieder für Forschung und 
Lehre sind unklar 
 
In der geänderten Struktur der klinischen Medizin ist der erweiterte UKSH-
Vorstand von besonderer Bedeutung. Die Einbindung des Dekans MF Kiel 
und des VP Medizin Lübeck in den UKSH-Vorstand bedeutet für diese 
mehr Verantwortung, aber auch deutlich mehr und schnellere wechsel-
seitige Information. Der LRH hat den Eindruck gewonnen, dass die 
dadurch erreichte Nähe zwischen Hochschule und Krankenversorgung als 
gewinnbringend wahrgenommen wird. Soweit für den LRH erkennbar, 
funktioniert die Zusammenarbeit ohne größere Probleme. Die vom HSG 
für mögliche Konflikte im Vorstand vorgesehenen Eskalationsregeln1 sind 
bisher nicht zum Tragen gekommen. 
 
Was aber heißt das im Hinblick auf die mit der gesetzlichen Neuordnung 
verfolgten Ziele? Haben die FuL-Vorstände mit ihren bisherigen Aktivitäten 
die an sie gestellten Erwartungen erfüllt? Konnten die Belange von FuL 
durch ihre Einbindung im UKSH-Vorstand tatsächlich gestärkt werden?  
 
Die Beantwortung dieser Fragen ist tatsächlich nicht möglich, da schon 
nicht geklärt ist, welche konkreten Aufgaben die FuL-Vorstände am UKSH 
überhaupt zu erfüllen haben. Weder das HSG noch die mit den FuL-
Vorständen geschlossenen Anstellungsverträge regeln ihre spezifischen 
Aufgaben. Ohne jede Konkretisierung sind sie im UKSH allgemein für FuL 
zuständig - und dies obwohl die wissenschaftliche Tätigkeit am UKSH 
allein durch Personal der Universitäten erbracht wird.2 
 
Es dauerte fast 2 Jahre, bis in einer neugefassten Hauptsatzung des 
UKSH die Aufgaben der FuL-Vorstände definiert wurden. Das Ergebnis 
überzeugt dennoch nicht. Was dort sehr detailliert geregelt worden ist, sind 
keine UKSH-Aufgaben. Bei den in der aktuellen Hauptsatzung des UKSH 
verankerten FuL-Zuständigkeiten handelt es sich durchweg um Aufgaben, 
die im Zuständigkeitsbereich der kooperierenden Hochschulen liegen. 
Dass diese Aufgaben vom Vorstand des UKSH wahrgenommen werden 
sollen, sieht das Gesetz nicht vor. Soweit die FuL-Vorstände diese Auf-
gaben tatsächlich wahrnehmen, sind sie hierzu nur in ihrer Hochschulrolle 
berechtigt: als Dekan MF Kiel oder als VP Medizin Lübeck. Auch die 
administrative Unterstützung, die die FuL-Vorstände bei der Wahrneh
mung „ihrer“ FuL-Aufgaben erhalten, wird von den Hochschulen selbst 
geleistet. Was also bleibt an „echten“ FuL-Aufgaben der Vorstände im 
UKSH? 

  

                                                      
1  § 87a Abs. 4 S. 6, § 86a Abs. 2 und 3 HSG. 
2  § 91 Abs. 4 Satz 1 HSG. 
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Im Geschäftsbetrieb des UKSH besteht die Tätigkeit der FuL-Vorstände in 
der Mitarbeit im Gesamtvorstand, insbesondere durch Mitwirkung an 
gemeinsamen Beschlüssen. Die Hauptsatzung des UKSH sieht für den 
Vorstand eine Vielzahl gemeinsamer Zuständigkeiten vor und bindet damit 
auch die FuL-Vorstände in signifikantem Umfang in die Gesamtverantwor
tung für das UKSH mit ein. Unter dem Aspekt „Stärkung von Forschung 
und Lehre im UKSH“ wäre es von erheblicher Bedeutung, wenn sie dabei 
wenigstens die Interessen ihrer Hochschule vertreten dürften. Dass eine 
solche spezifische Interessenvertretung gewollt war, klingt in der Begrün
dung des Gesetzentwurfs deutlich an. Auf Vertreter der Hochschulen im 
Aufsichtsrat des UKSH ist verzichtet worden, „da die Hochschulen nun
mehr im Vorstand durch ihre Dekaninnen oder Dekane vertreten werden“.1 
 
Im aktuellen Gesetzestext ist ein Mandat der FuL-Vorstände zugunsten 
ihrer Hochschule allerdings überhaupt nicht vorgesehen. Nach dem Wort
laut des Gesetzes sind sie ohne Bezug auf eine der beiden Hochschulen 
allgemein für FuL zuständig.2  
 
Als Vorstandsmitglied sind sie den im Gesetz verankerten „zentralen Zie
len des Klinikums“ verpflichtet.3 Eigene Ziele der Universitäten dürfen bei 
Entscheidungen im UKSH demnach keine Rolle spielen. Die Arbeit der 
FuL-Vorstände wäre allein an den Zielen des UKSH zu messen. Nimmt 
man die Begründung der Gesetzesnovelle 2017 als Maßstab, war dies 
allerdings nicht die Intention des Gesetzgebers. 
 
Zu einem anderen Ergebnis könnte man kommen, wenn man die UKSH-
Aufgaben von vornherein als integralen Teil der Hochschulämter interpre
tiert. Wenn ein FuL-Vorstand auch innerhalb des UKSH gleichzeitig immer 
als Dekan MF Kiel oder VP Medizin Lübeck agierte, würde er die Interes
sen seiner Hochschule auch ohne einen besonderen gesetzlichen Auftrag 
vertreten. Dies hätte tatsächlich eine deutliche Stärkung der Hochschul-
interessen innerhalb des UKSH zur Folge. Allerdings würden sich bei einer 
solchen Auslegung des Gesetzes schwierige Folgefragen ergeben. 
 
Wie wäre die Wahrnehmung der Hochschulinteressen mit den sonstigen 
Pflichten als Mitglied des UKSH-Vorstands in Einklang zu bringen? Aus 
Sicht der Universitäten wäre zudem fraglich, wie die hochschulinterne 
Transparenz und Zuständigkeiten gewahrt werden können, wenn im 
UKSH-Vorstand über FuL-relevante Fragen entschieden werden soll. 
Hätte der Hochschulvertreter im UKSH-Vorstand eine Weisung der Hoch-
schule zu beachten? Zu diesen Aspekten schweigt das aktuelle HSG. 

                                                      
1  LT-Drs. 18/4813, S. 40. 
2  § 87a Abs. 1 S. 1 Nr. 4 HSG. 
3  § 83 Abs. 3 HSG. 
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Damit bleibt ein wesentlicher Punkt der Novellierung unklar: Inwieweit dür
fen die FuL-Interessen der Hochschulen über die FuL-Vorstände tatsäch
lich in die Entscheidungen des UKSH hineinwirken, sodass im Ergebnis 
die Interessen des UKSH hinter denen der Hochschulen zurückstehen? 
 
Das UKSH, die Universität Kiel und die Universität Lübeck sehen in der 
aktuellen gesetzlichen Ausgestaltung der Vorstandsämter kein Problem. 
Dekan MF Kiel und VP Medizin Lübeck vereinten in sich je beide Aufga
ben: die Vertretung der Medizin in ihren jeweiligen Hochschulen und die 
Aufgaben als Vorstandsmitglieder für FuL. Diese in Personalunion wahr
genommenen Aufgaben würden sich in weiten Teilen inhaltlich über
schneiden. Diese Konstruktion sei bewusst so gewählt. Hinsichtlich der 
Aufgaben der Vorstandsmitglieder für FuL sei die Hauptsatzung des UKSH 
einschlägig. 
 
Das Wissenschaftsministerium sieht es als selbstverständlich an, dass 
die von der Hochschule entsandten Vorstände Forschung und Lehre ihrer 
Universität im UKSH vertreten. Mit der Übernahme des Amts des Dekans 
MF Kiel bzw. des VP Medizin Lübeck gehöre die Vorstandstätigkeit zur 
Dienstaufgabe. Allerdings sei das UKSH als einziger Maximalversorger für 
die Krankenversorgung in Schleswig-Holstein von besonderer Bedeutung. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung: Die gesetzlichen Regelungen und 
die gelebte Praxis passen nicht zusammen. Die rechtssichere Klärung der 
Rolle der FuL-Vorstände ist daher erforderlich. 
 
In jedem Fall dürfen im Rahmen der Vorstandsverträge wie auch in der 
Hauptsatzung nur Aufgaben für die Vorstände vorgesehen werden, die 
das HSG dem UKSH und nicht ausschließlich den Hochschulen zuweist. 
Nur so ließe sich eine Rollenklarheit, vor allem auch in Haftungsfragen, 
schaffen. 
 

21.4 Kostenbelastung durch Vorstandsverträge: Mehrwert für Forschung 
und Lehre? 
 
Die Ämter als Dekan MF Kiel und VP Medizin Lübeck sind nach dem 
novellierten HSG hauptamtliche Tätigkeiten. Das schleswig-holsteinische 
Besoldungsrecht sieht für beide Ämter eine Besoldung nach W 3 oder ein 
entsprechend vergütetes privatrechtliches Dienstverhältnis vor. Zusätzlich 
können Leistungsbezüge gewährt werden. Im Gesetzentwurf von 2016 
waren für die Vergütung der beiden neuen Hochschulämter zusammen 
jährlich ca. 240.000 € eingeplant. Ergänzend ist zu erwähnen, dass die 
Betroffenen nicht parallel als Chefarzt oder Klinikdirektor beschäftigt wer
den können.  
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Tatsächlich sind die Kosten deutlich höher. Der Grund hierfür ist allerdings 
nicht die Vergütung der Hochschulämter. Ursache für die sehr viel höheren 
Kosten ist der Umstand, dass mit dem Dekan MF Kiel und dem 
VP Medizin Lübeck jeweils zusätzliche Anstellungsverträge für ihre Tätig
keit im UKSH-Vorstand geschlossen worden sind. 2023 beliefen sich die 
zusätzlichen vertraglichen Vergütungen für beide FuL-Vorstände 
zusammen in Summe auf 338.000 €. Diese Beträge belasten die Budgets 
der Hochschulen für FuL in der klinischen Medizin zusätzlich in voller 
Höhe, da diese Gehälter aus dem Landeszuschuss genommen werden. 
 
Es ist ungeklärt, mit welchem inhaltlichen Mandat die FuL-Vorstände im 
UKSH tätig sind (vgl. Tz. 21.3). Einer Belastung der FuL-Budgets der 
Hochschulen mit der Vorstandsvergütung sollte ein praktischer Nutzen für 
FuL der jeweiligen Hochschule gegenüberstehen. Erschöpfte sich die  
Tätigkeit der FuL-Vorstände allein darin, die Beschlüsse des Gesamtvor
stands mitzutragen, würde sich nicht nur die Frage stellen, ob hierfür die 
Schaffung zusätzlicher Vorstandsämter nötig war. Fraglich wäre dann 
auch, ob bei einem solchen Verständnis der Vorstandsrollen eine signi-
fikante Stärkung von FuL erreicht werden kann. 
 
Das Finanzministerium hält es für zwingend erforderlich, dass die 
Gewährträgerversammlung auch mit diesen Vorstandsmitgliedern Anstel
lungsverträge abschließt. Allerdings sei die hierfür zuständige Gewährträ
gerversammlung bei der Bestellung gesetzlich an die Entscheidung der 
jeweiligen Hochschulen gebunden. Vor diesem Hintergrund bestehe kaum 
Spielraum in den Verhandlungen mit den von den Hochschulen bestimm
ten Personen.  
 
Nach Auffassung des UKSH, der Universität Kiel und der Universität 
Lübeck sind die Vergütungen für die FuL-Vorstände am UKSH nicht zu 
hoch. Sie lägen im Bereich der Vergütungen von Vorstandsmitgliedern für 
FuL an anderen Universitätsklinika. Geringere Vergütungen würden die 
Rekrutierung von geeigneten Persönlichkeiten erschweren oder sogar 
unmöglich machen. 
 
Der LRH betont, dass im Gesetz für die Neuordnung der Hochschulmedi
zin zusätzlich vergütete Anstellungsverträge nicht erwähnt werden. Auch 
wenn diese Zusatzverträge geboten sein sollten, sollten diese zunächst 
mit konkreten Aufgaben im HSG verankert werden. Diese Aufgaben müs
sen von den Zuständigkeiten abgrenzbar sein, die aus dem jeweiligen 
Hochschulamt erwachsen. Die Höhe der Vergütungen in den beiden 
Ämtern muss dabei dem jeweiligen Aufgabenumfang entsprechen.  
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21.5 Risiken und Nebenwirkungen der aktuellen Praxis 
 
Die gesonderte Anstellung als Vorstand neben dem Hochschulamt mag 
grundsätzlich geeignet - aus Sicht des UKSH als Unternehmen mög-
licherweise sogar geboten - sein, um in Fragen von Vergütung, Haftung 
und Loyalität klare Verhältnisse zu schaffen. Da allerdings die Schnittstel
len zu den Hochschulämtern wie vorstehend beschrieben in der Auf-
gabenwahrnehmung ungeklärt sind, gelingt dies im Fall der FuL-Vorstände 
am UKSH nicht. Wichtige praktische Fragen bleiben unbeantwortet. 
Sowohl für die handelnden Personen als auch für die beiden Universitäten 
und das UKSH bringt die unklare Rolle der FuL-Vorstände nicht unerheb-
liche Risiken mit sich. 
 
Nicht geklärt ist z. B. schon die Frage, ob und inwieweit der Dekan MF Kiel 
und der VP Medizin Lübeck im Verhältnis zu ihrer Hochschule Verschwie
genheit über die im Vorstand des UKSH erlangten, unternehmensinternen 
Kenntnisse zu wahren haben, auch wenn sie die klinische Ausbildung oder 
Forschungsbelange unmittelbar betreffen könnten. 
 
Offen ist zudem, wer die FuL-Vorstände im Falle geplanter oder auch 
unvorhergesehener Abwesenheiten korrekterweise vertritt. Für die Hoch
schulämter sieht das Gesetz eine hochschulinterne Vertretung nach den 
für die Hochschule geltenden Regelungen vor.1 Im UKSH-Vorstand ist 
demgegenüber eine wechselseitige Vertretung der FuL-Vorstände unterei
nander vorgesehen. Kritisch kann sich dies insbesondere im wichtigen 
Bereich der Mittelbewirtschaftung auswirken. 
 
Das UKSH hat dem Gesetz nach die Aufgabe, die Mittel aus dem Landes
zuschuss für FuL in der klinischen Medizin zu verwalten.2 Die Hauptsat
zung des UKSH weist den FuL-Vorständen hierbei maßgebliche Zustän
digkeiten zu. Dies ist problematisch, denn zur Verwendung des Landes-
zuschusses trifft das HSG eine eindeutige Regelung: Allein der Dekan 
MF Kiel und der VP Medizin Lübeck entscheiden für ihre Hochschulen 
über die Verwendung der Mittel.3 
 

  

                                                      
1  § 30 Abs. 5 S. 1 HSG. 
2  § 8a HSG. 
3  §§ 8a Abs. 4, 18 Abs. 2 Satz 4, 24 Abs. 4 HSG. 
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Fällt einer der beiden aus - möglicherweise in einer Phase kritischer 
Haushaltsfragen -, obliegt die Entscheidung über die Verwendung der Mit
tel für FuL nach den derzeit geltenden Regelungen dem jeweils anderen 
FuL-Vorstand. Und dies, obwohl dieser kein Hochschulmitglied, sondern 
Amtsträger in einer konkurrierenden Hochschule ist und es sich nach dem 
Gesetz um eine originäre Hochschulkompetenz handelt. Dies darf nicht 
sein. 
 
In diesem Sachverhalt zeigt sich aus Sicht des LRH mit besonderer Deut
lichkeit der gesetzgeberische Handlungsbedarf. Die zentralen Fragen, in 
wessen Namen, mit welchem Mandat und welchen Aufgaben die FuL-
Vorstände im UKSH tätig sein sollen, dürfen nicht Gegenstand kompli-
zierter Normauslegungen und sich möglicherweise anschließenden  
Haftungsfragen sein. Diese Grundsatzfragen müssen vom Gesetzgeber 
selbst klar beantwortet werden. Das aktuelle HSG gibt diese Antworten 
nicht, jedenfalls nicht widerspruchsfrei. 
 
Der LRH sieht das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, 
Wissenschaft, Forschung und Kultur (Wissenschaftsministerium) in der 
Verantwortung, die aktuellen Regelungen zu überprüfen und dem Landtag 
einen Entwurf für eine Gesetzesänderung vorzulegen. Dabei muss im 
Rahmen der Novellierung auch erneut geprüft werden, in welchem 
Umfang die Belange von FuL gestärkt werden können und sollen. Der Fo
kus sollte sich auf Klarheit, Rechtssicherheit und nicht zuletzt auch Wirt
schaftlichkeit richten. Zumindest sollte es die Rechtslage in Einklang mit 
der gelebten Praxis bringen. 
 
Nach Auffassung des UKSH, der Universität Kiel und der Universität 
Lübeck ist die Frage der Verschwiegenheit eindeutig geregelt: Aufgrund 
der unterzeichneten Anstellungsverträge seien die FuL-Vorstände zur Ver
schwiegenheit gegenüber jedermann verpflichtet. In der Frage der Vertre
tung der FuL-Vorstände untereinander habe es bisher keine Probleme 
gegeben.  
 
Auch das Wissenschaftsministerium geht davon aus, dass die FuL-
Vorstände umfassend zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Sofern 
Forschung und Lehre von Angelegenheiten im UKSH betroffen seien, 
müssten die FuL-Vertreter allerdings „eine Position entwickeln, die auch 
hochschulintern besprochen werden kann“. Man werde den Hinweis des 
LRH aber aufgreifen und den Vorstand bitten, zu prüfen, ob bei Vorliegen 
bestimmter Bedingungen und nur in bestimmten Bereichen die FuL-
Vorstände von der Verschwiegenheitsverpflichtung in Vorstandsangele
genheiten ausgenommen werden könnten. 
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Das Wissenschaftsministerium räumt zudem ein, dass im Hinblick auf die 
Ausgestaltung der neu geschaffenen Vorstandsämter gewisse gesetzliche 
Anpassungen im HSG notwendig sein könnten. Regelungsbedarf sieht es 
jedenfalls hinsichtlich der vom LRH kritisierten Vertretungsregelungen. Im 
Zuge der anstehenden HSG-Novelle werde das Wissenschaftsministerium 
hierzu eine Regelung treffen.  
 
Der LRH erkennt die Absicht des Wissenschaftsministeriums an, bei Ver
tretungsregelungen und Verschwiegenheitspflichten nachzubessern. Dies 
reicht jedoch zur Lösung der Gesamtproblematik nicht aus. Maßstab muss 
eine rechtssichere und konsistente Handhabung aller angesprochenen 
Aspekte sein. Dieser Zustand ist zurzeit nicht gegeben. 
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22. Förderung von Kulturknotenpunkten: Mehrwert für die 
kulturelle Infrastruktur? 
 

Kulturknotenpunkte sollen kulturelle Angebotsstrukturen im 
ländlichen Raum durch Beratung, Unterstützung und Koopera-
tionen untereinander und mit den großen Zentren im Land ver
netzen. Hierfür hat das Kulturministerium seit 2015 rund 
2,7 Mio. € Projektfördermittel bewilligt.  
 
Die Idee der Kulturknotenpunkte wurde bisher nicht in einem 
tragfähigen Förderkonzept verwirklicht. Letztlich hat das Kultur
ministerium die Verwendung der Mittel den Zuwendungs-
empfängern weitgehend selbst überlassen. Auch diesen ist es  
allerdings nicht gelungen, mit ihren Aktivitäten dem Kern der 
Förderung gerecht zu werden: Ein erheblicher Teil der Förder-
mittel ist direkt in örtliche Kulturprojekte geflossen. In ihrer zu
gedachten Rolle als Netzwerkpartner treten die Kulturknoten-
punkte in Schleswig-Holstein bisher kaum in Erscheinung.  
 
Mehr als die Hälfte der Fördermittel wird bei den Kulturknoten-
punkten zur Finanzierung von Personal verwendet. Ob und  
inwieweit es sich hierbei um zusätzliche Personalkapazitäten 
gehandelt hat, hat das Kulturministerium nicht geprüft. Dieses 
Versäumnis hat Mitnahmeeffekte ermöglicht.  
 
Das Kulturministerium sollte die Förderung grundsätzlich auf 
den Prüfstand stellen und die Fortführung überdenken. 
 

22.1 Kulturknotenpunkte: Anspruch und Wirklichkeit klaffen weit ausein-
ander 
 
Die Idee der Förderung von Kulturknotenpunkten ist ab 2013 im Dialog 
zwischen Land, Kommunen und Kulturschaffenden entstanden. Festgehal
ten ist sie im Kulturkonzept „Kulturperspektiven“ des Landes Schleswig-
Holstein1: „Um eine flächendeckende kulturelle Infrastruktur zu fördern, 
sollen regionale „kulturelle Knotenpunkte“ unter Einbeziehung vorhande
ner Kultur- und Bildungseinrichtungen gebildet werden. Deren Aufgabe ist 
insbesondere die Förderung von Kooperation und Vernetzung auf regiona
ler Ebene.“ 
 
In Umsetzung dieser Idee startete das Land 2015 mit Projektförderungen. 
Das Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissenschaft, 

                                                      
1  https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kulturpolitik/Downloads/konzept_-

kulturperspektiven.pdf?__blob=publicationFile&v=1 

https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kulturpolitik/Downloads/konzept_kulturperspektiven.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.schleswig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kulturpolitik/Downloads/konzept_kulturperspektiven.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Forschung und Kultur (Kulturministerium) bewilligte zunächst die Einrich
tung von 3 regionalen Kulturknotenpunkten, die über einen Projektzeit
raum von 5 Jahren eine jährliche Förderung von jeweils 20.000 € erhalten 
sollten. In der Folgezeit sind dann weitere regionale Kulturknotenpunkte 
hinzugekommen. Über die Förderung ist jeweils in einem mehrstufigen 
Verfahren entschieden worden. Aktuell fördert das Land 
7 Kulturknotenpunkte, davon 2 als „Doppelpunkte“. In den Regionen Nord-
Ost und Süd-Ost teilen sich jeweils 2 Institutionen die Aufgaben des  
Kulturknotenpunkts und die dafür bewilligte Landesförderung, sodass ins
gesamt 9 Träger aktiv sind. Seit 2021 ist die Förderung pro Kulturknoten
punkt auf jährlich 40.000 € erhöht worden.  
 
Ergänzend erhält auch der Landeskulturverband Schleswig-Holstein (LKV) 
Fördermittel im Zusammenhang mit den Kulturknotenpunkten: seit 2015 
für die Aufgabe als „Koordinator der Kulturknotenpunkte“ jährlich 20.000 € 
und seit 2018 zusätzlich weitere 20.000 € jährlich zur „Stärkung der  
Kulturknotenpunkte“. Für die Realisierung von Kulturknotenpunkten bis 
Ende 2026 hat das Kulturministerium seit 2015 insgesamt rund 2,7 Mio. € 
Projektfördermittel bewilligt. 
 
Das Förderverfahren ist insgesamt sehr verwaltungsaufwendig. Das  
Kulturministerium hält den mit der Kulturknotenpunkt-Förderung verbun
denen Aufwand gleichwohl für gerechtfertigt, da „mit vergleichsweise ge
ringem Mitteleinsatz eine langfristige Strukturstärkung des ländlichen 
Raums und ein Beitrag zur kulturellen Teilhabe“ erreicht werden könne: 
„Sie bringen einzelne Akteure zusammen, initiieren und begleiten Koope
rationen, unterstützen bei der Förderakquise und bringen somit Förder-
mittel in die Regionen. Gleichzeitig schaffen sie Zugänge zu bestehenden 
Beratungs- und Qualifizierungsangeboten und tragen als hauptamtliche 
Struktur zur Stärkung des Ehrenamtes bei. Sie können bei Aufgaben, die 
nicht direkt mit kultureller Arbeit zu tun haben - wie etwa Steuererklärun
gen oder Vereinsgründungen usw. - auch unmittelbar Ehrenamtliche  
unterstützen oder geeignete Kontakte vermitteln.“ Nicht zuletzt seien die 
Kulturknotenpunkte auch Multiplikatoren der Landeskulturpolitik, die aktu
elle Themen vor Ort operationalisieren und den Zielgruppen nahebringen 
würden.  
 
Der LRH hat die Förderung der Kulturknotenpunkte geprüft. Dabei hat er 
festgestellt, dass es dem Kulturministerium im Ergebnis nicht gelungen ist, 
diese hohen Erwartungen an die Kulturknotenpunkte zu vermitteln.  
 
Tatsächlich hat das Kulturministerium den geförderten Institutionen für die 
konkrete Arbeit der Kulturknotenpunkte kaum eigene Vorgaben gemacht. 
Die Zuwendungen für die Kulturknotenpunkte sind auf Basis der von den 
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Zuwendungsempfängern selbst erdachten Konzepte bewilligt worden.  
Diese Konzepte sind nicht nur inhaltlich sehr verschieden. Sie sind in  
weiten Teilen auch so unspezifisch und vage formuliert, dass nicht zu  
erkennen ist, welche konkreten Leistungen als Kulturknotenpunkt erbracht 
werden sollen. Wie die Kulturknotenpunkte mit der bewilligten Förderung 
tatsächlich das vom Kulturministerium skizzierte Aufgabenspektrum bewäl
tigen sollen, kann weder den Bewerbungen noch den Bewilligungen  
entnommen werden. Für die bei Landesförderungen unerlässliche Erfolgs
kontrolle fehlt im Fall der Kulturknotenpunkte schon ein Maßstab für den 
Abgleich von Wunsch und Wirklichkeit.  
 
Dass dieses elementare Defizit der Förderung auch in der praktischen 
Umsetzung zu Problemen führte, war dem Kulturministerium frühzeitig  
bekannt. Der LKV wies im Rahmen einer vom Kulturministerium selbst an
geforderten Stellungnahme bereits 2019 darauf hin, dass die Kulturkno
tenpunkte mit deutlichen Startschwierigkeiten zu kämpfen gehabt hätten: 
„Die Ausschreibung und die Aufgaben der Kulturknotenpunkte musste  
jeder der Kulturknotenpunkte erst einmal für sich selbst auslegen und sich 
darin finden, ohne, dass ihnen, nach eigenen Angaben, klar gewesen ist, 
was genau vom Ministerium gewünscht wird.“ 
 
Der LRH konnte im Rahmen seiner Prüfung nicht feststellen, dass das  
Kulturministerium hinsichtlich dieser Orientierungslosigkeit zumindest in 
der zweiten Förderperiode ab 2021 Abhilfe schaffen konnte.  
 
Das Kulturministerium vertritt hingegen die Auffassung, dass die Vielfalt 
der Ansätze zur vernetzenden Kulturarbeit in ländlichen Räumen die maß
gebliche Stärke der Kulturknotenpunkte sei. Nach der ersten Förderperio
de habe man die Förderkriterien präzisiert und den realen Gegebenheiten 
angepasst. Man habe die Kriterien bei der Ausschreibung 2020/2021 aber 
nicht noch enger formuliert, damit weiterhin maßgeschneiderte Angebote 
für die Bedarfe vor Ort möglich blieben. Den Kulturknotenpunkt-
Verantwortlichen sei ab 2020 trotzdem erheblich deutlicher gewesen, was 
das Land von ihnen erwarte. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Auffassung. Ziel und Zweck der Förderung  
bleiben auch in der 2. Förderperiode im Ungefähren. Es mag sein, dass es 
viele unterschiedliche Ansätze für vernetzende Kulturarbeit gibt. Wenn 
man solche fördern möchte, hätte hier dennoch spätestens in den Zuwen
dungsbescheiden konkret festgelegt werden müssen, was darunter zu 
verstehen gewesen wäre. Dies ist nicht passiert. Die in weiten Teilen  
unspezifischen Inhalte der Zuwendungsbescheide haben eine seriöse 
Überprüfung der Mittelverwendung von vornherein unmöglich gemacht.  
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22.2 Unzureichende Vorgaben ermöglichen Mitnahmeeffekte bei den  
Zuwendungsempfängern 
 
Für die aktuelle 5-jährige Förderperiode haben die Trägerinstitutionen der 
Kulturknotenpunkte mehr als die Hälfte der Gesamtfördersumme von 
1,4 Mio. €, nämlich 775.000 €, für Personalkosten veranschlagt. Ob es 
sich dabei um Kosten für zusätzlich eingestelltes Personal, um Kosten für 
Aufstockungen der Arbeitszeit bei vorhandenem Personal oder um Kosten 
für das von der Einrichtung bisher selbst finanzierte Stammpersonal han
delte, war der Förderakte nicht zu entnehmen.  
 
Das Kulturministerium hat den Zuwendungsempfängern in dieser Frage 
keine Vorgaben gemacht und Angaben dazu weder im Vorfeld der Förde
rung noch für den Verwendungsnachweis abgefragt. Soweit erkennbar, 
hat sich das Kulturministerium für diesen Aspekt im Förderverfahren nicht 
interessiert. Da die Förderung von bereits vorhandenen Stellen(-anteilen) 
bei Projektförderungen im Hinblick auf unerwünschte Mitnahmeeffekte 
problematisch ist, hat der LRH zu diesem Punkt selbst Informationen bei 
den Trägerinstitutionen erhoben. Ergebnis: Nur 2 der geförderten Träger
institutionen haben nach eigenen Angaben zusätzliche personelle Kapa-
zitäten (neu eingestelltes Personal oder Aufstockung der Stundenzahl)  
geschaffen. Die Trägerinstitutionen nehmen die weitgehend selbst  
bestimmten Kulturknotenpunkte-Aufgaben also überwiegend mit Personal 
wahr, das bereits vor Einrichtung als Kulturknotenpunkte bei ihnen - gene
rell in Vollzeit - beschäftigt war. Wesentliche Teile der Förderung gewährt 
das Land den geförderten Institutionen demnach für ihr - teils ohnehin 
schon institutionell gefördertes - Stammpersonal.  
 
Ob und in welchem Umfang von dem hier eingesetzten Stammpersonal 
zusätzliche Aufgaben im Sinne der Idee der Kulturknotenpunkte über
nommen worden sind, ist nicht feststellbar. Das Kulturministerium hat es 
versäumt, im Verfahren einen wirtschaftlichen und effizienten Einsatz der 
Fördermittel sicherzustellen. 
 
Das Kulturministerium wendet ein, aufgrund des relativ geringen Förder
budgets sei es durchaus sinnvoll, bestehendes Personal für die Projektar
beit in der Stundenzahl aufzustocken oder die Personalstunden auf ande
res Personal zu verteilen. Mitnahmeeffekte bei den Zuwendungs-
empfängern seien zwar im Bereich des Möglichen, nachgewiesen habe 
der LRH sie allerdings nicht. Das Kulturministerium werde dies künftig 
aber „noch intensiver“ prüfen.  
 
Der LRH betont: Nur in 2 Fällen wurden Personalkapazitäten ausgeweitet. 
Sofern nicht andere Aufgaben zu Gunsten der neuen Betätigung bei  
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diesen Mitarbeitern weggefallen sind, muss von einem Mitnahmeeffekt 
ausgegangen werden. Ob neue und zusätzliche Tätigkeiten als Kulturkno
tenpunkt wahrgenommen wurden, lässt sich nicht überprüfen. Weder die 
Zuwendungsbescheide noch die Verwendungsnachweise enthalten ent
sprechende Informationen. So hat das Kulturministerium den Zuwen
dungsempfängern in der Vergangenheit alle Freiheiten gelassen und eine 
unwirtschaftliche Verwendung der Mittel ermöglicht.  
 

22.3 Ein erkennbarer Schwerpunkt der Kulturknotenpunkt-Aktivitäten: 
Unterstützung von Kulturveranstaltungen  
 
Die von den Zuwendungsempfängern vorgelegten Verwendungsnach-
weise liefern zwar Informationen zu zahlreichen Aktivitäten. Bei diesen 
bleibt aber überwiegend unklar, ob sie den Kulturknotenpunkten, der  
sonstigen Arbeit der Trägerinstitutionen oder sogar Dritten zuzuordnen 
sind. Der LRH hat daher neben den Prüfakten auch frei verfügbare Infor
mationen hierzu ausgewertet. Im Ergebnis ist festzustellen, dass die  
(Mit-)Finanzierung regionaler Kulturveranstaltungen bei der Arbeit der 
meisten Kulturknotenpunkte einen Schwerpunkt ihrer Tätigkeit darstellt. 
Erhebliche Teile der Förderung sind unmittelbar in Maßnahmen wie Aus
stellungen, Kunstprojekte, Feste und Festivals, Konzerte, Filmvor-
führungen und Kulturseminare für den Bürger als „Endverbraucher“  
geflossen. Dies mag durchaus im Interesse der Kultur gewesen sein. Der 
vom Kulturministerium entwickelten Vorstellung von der vernetzenden und 
beratenden Arbeit der Kulturknotenpunkte entspricht diese Art der Mittel-
verwendung allerdings nicht.  
 
Das Kulturministerium hat die Verwendung der Fördermittel für solche 
Zwecke dennoch durchgängig akzeptiert. Den geförderten Trägerinsti-
tutionen ermöglicht dies auch dann Mitnahmeeffekte, wenn sie Veran-
staltungen aus Kulturknotenpunkt-Mitteln finanzieren, die sie aber nicht in 
ihrer Eigenschaft als Kulturknotenpunkte anbieten, sondern in ihrer Rolle, 
z. B. als Bildungseinrichtung, Veranstaltungszentrum oder Stiftung und 
bisher anderweitig finanzieren mussten. 
 
Angesichts des einerseits hohen Anteils geltend gemachter Personal-
ausgaben und des andererseits geringen Umfangs an klar erkennbaren 
Kulturknotenpunkt-Aktivitäten lässt sich schlussfolgern, dass die För-
derung zu einem erheblichen Teil für Tätigkeiten verbraucht wurde, die die 
Trägerinstitutionen auch ohne ihre Rolle als Kulturknotenpunkt verrichtet 
hätten.  
 
Das Kulturministerium weist darauf hin, dass sichtbare Aktivitäten der 
Kulturknotenpunkte wie die (Mit-)Veranstaltung von Kulturevents notwen
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dig seien, um den Kontakt zu den Kulturakteuren der Regionen zu pflegen 
oder auszubauen.  
 
Der LRH wendet dagegen ein, dass dieses Programm nicht als Fördertopf 
für die Finanzierung von Kulturveranstaltungen aufgesetzt worden ist. Die 
Argumentation des Kulturministeriums wirft sogar noch eine weitere Frage 
auf: Sollte es wirklich so sein, dass eine Kontaktpflege auf regionaler Ebe
ne nur gelingt, wenn die Kulturknotenpunkte mit Zuschüssen für eine Viel
zahl von Veranstaltungen locken können - welches konkrete Interesse gibt 
es dann überhaupt an deren weiterer Arbeit jenseits der zusätzlichen  
Fördermittel? 
 

22.4 Netzwerkarbeit der Kulturknotenpunkte im Ergebnis ohne größere 
Relevanz  
 
Auch den zentralen Aspekt der Vernetzungsaktivitäten musste der LRH  
direkt bei den Kulturknotenpunkten abfragen. Das Ergebnis ist äußerst  
unbefriedigend.  
 
Gefragt nach ihren eigenen Netzwerken beziehen sich die Kulturknoten
punkte vor allem auf Formate, die nicht auf ihrer eigenen Arbeit und Initia
tive fußen. Das gilt insbesondere für bereits vom Land aus anderen Titeln 
geförderte Projekte wie z. B. „Kultur trifft Schule“ und „Museumsberatung 
und -zertifizierung“. Was letztlich an eigenen Netzwerkaktivitäten der Kul
turknotenpunkte sichtbar ist, verdient den Namen kaum. Es handelt sich 
um eine Vielzahl kleiner und kleinster Veranstaltungsformate, bei denen 
sich weder die Reichweite noch die längerfristige Verankerung in der  
jeweiligen Region nachvollziehen lassen, z. B. vereinzelte Veranstaltungen 
wie Fortbildungen, Podiumsdiskussionen, Stammtische und Fachta-
gungen. Häufig sind genannte Aktivitäten inhaltlich zudem kaum von der 
sonstigen Tätigkeit der Trägerinstitutionen abzugrenzen - zuwendungs
rechtlich ein Problem, da Projektförderungen nur für klar abgrenzbare 
Maßnahmen gewährt werden dürfen.  
 
Die ganze Kulturknotenpunkt-Förderung geht von der Annahme aus, dass 
in den Regionen ein Bedarf an zusätzlicher „Vernetzung“ der Akteure  
besteht. Was dies konkret bedeutet, ist allerdings nie geklärt worden, denn 
das Kulturministerium hat im Vorfeld der Förderung Art und Umfang der 
tatsächlichen Nachfrage nicht erhoben.  
 
Die Frage, ob die Kulturknotenpunkte mit ihren Maßnahmen einen tatsäch
lichen Bedarf decken, erscheint zumindest zweifelhaft. Vor dem Hinter
grund, dass Netzwerkarbeit eigentlich der Kern der Kulturknotenpunkt-
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Aktivitäten sein sollte, sind die vom LRH in diesem Bereich festgestellten 
Resultate aber ernüchternd.  
 
Die Feststellungen des LRH deuten in die gleiche Richtung wie die Ergeb
nisse der Kulturakteursbefragung, die das Kulturministerium bereits 2021 
hat durchführen lassen: Eine kulturelle Kartierung sollte einen Überblick 
über die kulturelle Infrastruktur Schleswig-Holsteins sowie Aufschluss über 
ihre Kooperations- und Netzwerkarbeit geben und Grundlage für ein  
Kulturkonzept des Landes Schleswig-Holstein sein. Als relevanter Netz
werkpartner der Kulturakteure in Schleswig-Holstein spielten die Kultur
knotenpunkte nach den Ergebnissen dieser Untersuchung weder einzeln 
noch in ihrer Gesamtheit eine Rolle. Den Kulturknotenpunkten ist es bisher 
nicht gelungen, mit eigener Netzwerkarbeit ein Tätigkeitsprofil zu ent-
wickeln.  
 
Das Kulturministerium ist anderer Auffassung: Die Vernetzungsarbeit der 
Kulturknotenpunkte sei keineswegs ohne Mehrwert in den Regionen.  
Längerfristige Kooperationen seien häufig Ergebnis von langfristigem Ver
trauensaufbau zwischen den handelnden Akteuren. Etablierte Kontakte 
vor Ort seien oftmals der entscheidende „Türöffner“ für Formate, die ande
re Akteure allein nicht bewerkstelligen würden.  
 
Diesen Mehrwert hätten die Evaluationen und Verwendungsnachweis-
prüfungen durch das Kulturministerium ergeben. Die Arbeit der Kultur-
knotenpunkte sei allerdings deutlich besser mit qualitativen Maßstäben als 
mit Kennzahlen zu bewerten. 
 
So sei auch eine Bezugnahme auf die landesweite Kulturakteursbefragung 
nicht zielführend. Die Kulturknotenpunkte richteten sich nur an Teilräume 
und könnten schon deswegen nicht so häufig benannt werden. 
 
Der LRH bleibt bei seiner Bewertung. Da es 7 Kulturknotenpunkte gibt, die 
in ihrer Gesamtheit ein landesweites Netz bilden sollen, hat es durchaus 
eine gewisse Aussagekraft, wenn deren Arbeit in einer Umfrage kaum eine 
Rolle spielt. Nennenswerte Ergebnisse sind nach den Feststellungen des 
LRH auch in den Verwendungsnachweisen der Kulturknotenpunkte nicht 
sichtbar. Welche Aktivitäten der Kulturknotenpunkte das Kulturministerium 
in seinen Verwendungsnachweisprüfungen qualitativ bewertet haben will, 
bleibt unklar. Wenn die Kulturknotenpunkte tatsächlich oftmals „Türöffner“ 
für neu geschaffene Kooperationsformate waren, sollte das Kulturmini-
sterium diese oder zumindest die angewandten „qualitativen Maßstäbe“ 
benennen können. Wunsch und Wirklichkeit gehen auch an dieser Stelle 
offenbar weit auseinander. 
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22.5 Fortführung der Förderung muss auf den Prüfstand   
 
Aus Sicht des LRH ist die Förderung der Kulturknotenpunkte in der bishe
rigen Form insgesamt infrage zu stellen. Nach fast 10 Jahren Kultur-
knotenpunkten fehlt immer noch ein konsistentes Konzept. Im gesamten 
Förderverfahren fehlen klare und prüffähige Vorgaben für die Tätigkeit der 
Kulturknotenpunkte, die sich für eine Erfolgskontrolle, insbesondere auch 
eine vergleichende Kontrolle der Kulturknotenpunkte untereinander,  
eignen würden. Auch die Aufgaben des LKV sind nicht klar beschrieben 
und vom Tätigkeitsspektrum der Kulturknotenpunkte nicht hinreichend  
abgrenzbar. Mit den dem LKV gesondert bewilligten Mitteln ist vor allem 
dieser selbst gestärkt worden.  
 
Unter dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit ist zudem zu berücksichtigen, 
dass kleinteilige Kulturförderungen wie diese gerade bei korrekter Admi
nistration mit einem hohen Arbeitsaufwand verbunden sind. Dabei kann es 
kein Trost sein, dass das reale Arbeitsaufkommen im Kulturministerium 
bisher wohl geringer ausfiel. In der bisherigen Praxis der Kulturknoten
punkt-Förderung sind nämlich grundlegende ministerielle Tätigkeiten wie 
die Erstellung eines ausführbaren Konzepts, die Ermöglichung einer 
messbaren Erfolgskontrolle, die Erstellung einer Förderrichtlinie oder die 
Abfassung aussagekräftiger und rechtssicherer Bescheide teilweise oder 
gänzlich unterblieben. Wesentliche Anforderungen des Zuwendungsrechts 
wurden bisher nicht berücksichtigt.  
 
Das Kulturministerium muss sich mehrere grundsätzliche Fragen stellen 
lassen:  
• Gibt es überhaupt einen erkennbaren Bedarf für Kulturknotenpunkte mit 

einem Tätigkeitsprofil und einem Anspruch, wie er vom Kulturmini-
sterium bisher idealtypisch formuliert worden ist?  

• Welche konkreten vernetzenden Angebote werden in der Fläche tat
sächlich nachgefragt?  

• Ist die Idee der Kulturknotenpunkte gescheitert, wenn die Mittel über-
wiegend in Personal der Trägerinstitutionen und regionale Kultur-
veranstaltungen fließen? 

 
Das Kulturministerium sagt zu, das Förderverfahren künftig nochmals zu 
überarbeiten und auch die vom LRH aufgezeigten Mängel in der verwal-
tungsseitigen Bearbeitung zügig abzustellen. Die Aufgaben im Netzwerk 
zwischen Kulturknotenpunkten, LKV und Kulturministerium sollten künftig 
klar abgegrenzt werden und bei den Neuausschreibungen 2025/2026 sol
len mindestens beispielhaft Maßnahmen benannt und damit die Förderkri
terien präzisiert werden.  
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Der LRH bezweifelt, dass ein bloßes Nachbessern der bisherigen Förde
rung durchgreifenden Erfolg verspricht, solange die oben genannten 
grundsätzlichen Fragen unbeantwortet bleiben. Aus LRH-Sicht spricht 
grundsätzlich nichts gegen die Idee, die Vernetzung der Kulturarbeit auf 
regionaler Ebene gezielt zu stärken. Der bisher gewählte Weg des Auf
baus mehrstufiger Strukturen, die sich regional so fundamental unter-
scheiden, dass kaum Gemeinsamkeiten untereinander bestehen, ist  
jedoch kein zielführender Ansatz. 
 
Insgesamt drängt sich der Eindruck auf, dass die öffentliche Förderung 
immer neuer kleinteiliger Projekte mit immer leicht veränderten inhaltlichen 
und regionalen Bezügen die Orientierung in der Kulturlandschaft - auch für 
Insider - nicht erleichtert, sondern erschwert. Anders ist es nicht zu erklä
ren, dass in der Kulturszene des Landes der Wunsch nach besseren 
Netzwerkstrukturen laut der vom Kulturministerium beauftragten „kultu-
rellen Kartierung“ offenbar ungebrochen hoch ist. Zudem besteht bei einer 
sich stetig vergrößernden Anzahl kleinteiliger Kulturförderungen mit ähn-
licher Ausrichtung immer das Risiko unwirtschaftlicher und intransparenter 
Doppelförderungen.  
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